
Herausgeber stÄdte- und gemeindebund nordrHein-Westfalen

STÄDTE- UND GEMEINDERAT
74. JAHRGANG • SEPTEMBER 202009

St
G

B 
N

RW
 · 

Ka
is

er
sw

er
th

er
 S

tr.
 1

99
-2

01
 · 

40
47

4 
Dü

ss
el

do
rf

PV
St

 · 
De

ut
sc

he
 P

os
t A

G
 · 

„E
nt

ge
lt 

be
za

hl
t“

 · 
G

 2
0 

16
7 Klimawandel

BAUKULTUR 



Ich möchte die Zeitschrift STÄDTE- UND GEMEINDERAT (10 Ausgaben)
im günstigen Jahresabonnement bestellen.

gedruckt (€ 78,- inkl. MwSt. und Versand)

elektronisch als Lese-PDF (€ 49,- inkl. MwSt.)

Vertrauens-Garantie: Das Abo können Sie innerhalb von 10 Tagen nach  Absendung des Bestell -
coupons schriftlich bei Frau Hermes, Städte- und Gemeindebund NRW, Kaiserswerther Straße 199-201, 
40474 Düsseldorf, widerrufen. Rechtzeitige Absendung genügt!

Datum/Unterschrift 

Q
Q

Name/ Vorname/Firma

Straße

Postleitzahl/Ort

Telefon/Fax

E-Mail                                                                         

Ich bezahle Q per Bankabbuchung            Q gegen Rechnung

IBAN

BIC                                                                              Kreditinstitut 

STÄDTE- UND GEMEINDERAT ist die einzige unabhängige und
ebenso die meistgelesene Fachzeitschrift für Kommunal-
und Landespolitik in Nordrhein-Westfalen. Sie führt kom-
munale Wissenschaft und Praxis, Kommunalrecht
und Kommunalpolitik zusammen. Die Zeit-
schrift hat sich als Diskussionsforum für neue
Entwicklungen in der kommunalen Welt ei-
nen Namen gemacht.

Die 1946 erstmals verlegte Fachzeit-
schrift STÄDTE- UND GEMEINDERAT ist
das offizielle Organ des Städte- und
Gemeindebundes Nordrhein-West-
falen. Als Spitzenverband kreisan-
gehöriger Städte und Gemeinden
repräsentiert dieser rund 9 Mio.
Bürger und Bürgerinnen sowie
86 Prozent der Ratsmitglieder
in Nordrhein-Westfalen.

STÄDTE- UND GEMEINDERAT enthält monat-
lich aktuelle Informationen aus den zentralen Interessengebie-
ten der Kommunalpolitiker und Verwaltungsbeamten:

• Finanzen, Wirtschaft, Soziales, Schule und Kultur
• Verwaltungsfragen und Neue Steuerung
• Kommunalrecht
• Kommunale Wirtschaftsunternehmen
• Tourismus und Freizeit

Darüber hinaus enthält STÄDTE- UND GEMEINDERAT Sonder-
seiten, die überregional über Produkte und Neuheiten für
den kommunalen Markt informieren. Der Leser erhält somit
einen Überblick über Aktuelles aus den Bereichen:

• Bürokommunikation
• Umweltschutz
• Nutzfahrzeuge im öffentlichen Dienst
• Müll- und Abfallbeseitigung
• Verkehrswesen
• Landschaftspflege
• Wohnungswesen, Städtebau
• Freizeitanlagen, öffentliche Schwimmbäder
• Kommunale Energieversorgung
• Kreditwesen
• Raumplanung
• Krankenhausbedarf

Mit STÄDTE- UND GEMEINDERAT sind Sie 
abonniert auf Branchen-Information.

Schicken Sie den ausgefüllten Antwortcoupon an  
Frau Hermes, Städte- und Gemeindebund NRW

Kaiserswerther Straße 199-201, 40474 Düsseldorf
Wenn es schneller gehen soll, faxen Sie uns den 
unterschriebenen Coupon:

FAX: 02 11/45 87-287

die fachzeitschrift für Kommunal- und
landespolitik in nordrhein-Westfalen

STÄDTE- UND GEMEINDERAT



stÄdte- und gemeinderat 9/2020    3

EDITORIAL

dieser august hat uns in erinnerung gerufen, dass wir nicht nur in Co-
rona-Zeiten leben. der Klimawandel, er ist auch noch da. und es ist
ihm völlig gleichgültig, ob wir abstand halten oder masken tragen. sen-
gende Hitze, verdurstende Wälder, sintflutartige regengüsse und den-
noch Wasserknappheit in einigen regionen. auch im sommer 2020
wurden wir mit diesen anzeichen für die tiefgreifenden klimatischen
Veränderungen konfrontiert. 
die menschen haben nach meinem eindruck begonnen, sich an diese
extreme zu gewöhnen. unwetter und temperaturen von 36 grad sind
dann zwar lästig, aber gehören eben mittlerweile dazu. natürlich trägt
auch die Pandemie dazu bei, dass der Klimawandel ein teil des alltags
wird. der umgang mit Corona fordert unsere volle aufmerksamkeit. in
der öffentlichen diskussion findet Klimaschutz nur noch am rande
statt. 
natürlich kann das auf dauer nicht zielführend sein. im gegenteil. die
Herausforderungen des Klimawandels werden uns noch über Jahr-
zehnte erhalten bleiben. auch wenn Corona längst geschichte ist. der
tiefe einschnitt, den die Pandemie jetzt hinterlässt, muss für uns anlass
sein, die Weichen für die Zukunft zu stellen und die richtigen schlüsse
aus den erfahrungen in der Pandemie zu ziehen. 
dies gilt vor allem für die Wiederbelebung der Ökonomie. milliarden
für rettungspakete sind nur dann wirksam, wenn die Wirtschaft zu-
kunftsfest aus der Krise hervorgeht. das heißt in diesem fall: nachhaltig
und klimafreundlich. Wer ein abgebranntes Haus wiederaufbaut, sollte
es besser direkt mit umweltfreundlicher technik ausstatten als noch
einmal mit dem auslaufmodell. Was das in aller Konsequenz bedeutet,
hat zuletzt die deutsche autoindustrie erfahren. ihre Wünsche blieben
im Konjunkturpaket der bundesregierung weitgehend unberücksichtigt. 
in jeder Krise liegt auch eine Chance. dies gilt selbstverständlich auch
für die Kommunen. schon vor Corona stand der tiefgreifende umbau
der städte und gemeinden auf der agenda. um nun erfolgreich dem
Klimawandel zu begegnen, bietet der neustart nach Corona eine große
Chance. ob mobilitätswende, energetische sanierung von gebäuden,
neue energien, klimagerechtes bauen mit mehr grün- und Wasser-
flächen - baustellen gibt es zuhauf. Packen wir’s an! 

dr. bernd Jürgen schneider
Hauptgeschäftsführer stgb nrW

Zeit, um Weichen 
zu stellen
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BÜCHER UND MEDIEN

Einfach wählen gehen!
Ihre Stimme zählt!
Kommunal-Wahl in Nordrhein-Westfalen, Wissen, wie man
wählt, mit  Infos in leichter Sprache, hrsg. v. der Landeszen-
trale für politische Bildung, DIN A4, 39 S., zu bestellen oder
herunterzuladen unter www.politische-bildung.nrw.de/Pu-
blikationen

diese broschüre informiert in leichter sprache
über die Kommunalwahl am 13. september 2020 in nordrhein-West-
falen. sie erläutert die aufgaben von rat und Kreistag und macht
deutlich, dass die menschen durch ihre stimmabgabe bei der Kom-
munalwahl mitbestimmen, was in städten, gemeinden und land-
kreisen passiert. erarbeitet wurde die broschüre in Zusammenarbeit
mit den kommunalen spitzenverbänden in nrW und dem Wochen-
schau Verlag.

Klimawandel in Kommunen
Jetzt vorsorgen und gestalten!, hrsg. v. Deutschen
Institut für Urbanistik im Auftrag des Ministeriums
für Umwelt, Landwirtschaft, Natur- und Verbrau-
cherschutz des Landes NRW, DIN A4, 24 S., herun-
terzuladen unter www.difu.de/publikationen 

mit der Kommunalberatung Klimafolgenanpas-
sung nrW unterstützt das deutsche institut für
urbanistik städte, gemeinden und landreise in
nordrhein-Westfalen dabei, in der Klimavorsorge aktiv zu werden. Ziel
ist es, Wissen zur Klimafolgenanpassung in Kommunalpolitik und -ver-
waltung aufzubauen und die umsetzung von integrierten Klima-
anpassungskonzepten und -maßnahmen vorzubereiten. neben Hin-
tergrundinformationen zu Klimafolgen in nrW stellt die broschüre
Handlungsoptionen im bereich Klimafolgenanpassung vor, die mit Pra-
xisbeispielen veranschaulicht werden.

Digitale Kommunen
in Nordrhein-
Westfalen 
Aktueller Stand der Digitalen Modell-
regionen, 22. Juli 2020, hrsg. v. Ministe-
rium für Wirtschaft, Innovation, Digita-
lisierung und Energie des Landes NRW,

DIN A3, 85 S., kostenlos herunterzuladen unter www.wirtschaft.nrw/bro-
schuerenservice 

das land nrW hat 2018 das förderprogramm „digitale modellregionen“
gestartet. es zielt darauf ab, durch Kooperationen in und zwischen den
modellregionen ungenutzte digitalisierungspotenziale auszuschöpfen
und wegweisende digitalisierungs-Projekte anzustoßen und umzuset-
zen. ein schwerpunkt der förderung ist die umsetzung von e-govern-
ment-Projekten in den modellregionen und der transfer der lösungen in
alle nrW-Kommunen. die broschüre liefert einen Überblick über den ak-
tuellen stand des Programms und die landesinitiativen zum digitalen
rathaus.

KLIMAWANDEL IN KOMMUNEN

JETZT VORSORGEN  
UND GESTALTEN!

Landeszentrale für politische Bildung               
Nordrhein-Westfalen                                                  

Kommunal-Wahl 
in Nordrhein-Westfalen

Einfach wählen gehen!
Ihre Stimme zählt!

Wissen, wie man wählt. 
Infos in Leichter Sprache.

Infos zur Wahl vom

Integrations-Rat und  

vom Ruhr-Parlament
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Digitale Kommunen in 
Nordrhein-Westfalen 

www.wirtschaft.nrw

Aktueller Stand der 
Digitalen Modellregionen

22. Juli 2020
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NACHRICHTEN

NRW-Kommune unter Finalisten für
Nachhaltigkeitspreis
die Stadt Neukirchen-Vluyn ist in diesem Jahr für den deutschen
nachhaltigkeitspreis nominiert. in der Kategorie „städte mittlerer
größe“ konkurriert die stadt mit buxtehude, gera und greifswald.
insgesamt sind elf Kommunen in drei größenkategorien für den
deutschen nachhaltigkeitspreis für städte und gemeinden nomi-
niert. die siegerkommunen der drei rubriken erhalten jeweils
30.000 euro, die zweckgebunden für nachhaltigkeitsprojekte ein-
gesetzt werden. neukirchen-Vluyn setzt sich schon seit Jahren für
mehr nachhaltigkeit, arten- und Klimaschutz ein - zum beispiel mit
einem solarpark und nachhaltigem tourismus.

Boom bei Zugriff auf digitale 
Schulmedien durch Corona
die Corona-Krise hat dem lernen mit digitalen medien und techni-
ken einen starken schub gegeben. so verzeichnete der onlinedienst
für bildungsmedien edmond nrW seit den schulschließungen ei-
nen enormen anstieg der Zugriffszahlen: Knapp 70.000 schülerin-
nen und schüler aus nrW nutzen allein im mai 2020 die auf der
Plattform bereitgestellten lernmedien. im Vorjahresmonat waren
es lediglich rund 5.000. edmond nrW steht für elektronische dis-
tribution von medien on demand und wird seit 2004 vom land-
schaftsverband rheinland gemeinsam mit dem landschaftsverband
Westfalen-lippe bereitgestellt. Über die Plattform stellen die kom-
munalen schulträger über die kommunalen medienzentren etwa
12.000 bildungsmedien zur Verfügung.

Neues Programm 
„kinderstark – NRW schafft Chancen“ 
mit dem neuen förderprogramm „kinderstark - nrW schafft
Chancen“ will das land nordrhein-Westfalen die Kommunen da-
bei unterstützen, Kinder und Jugendliche besser vor armut zu
schützen und ihre Chancen auf einen aufstieg durch bildung wei-
ter zu erhöhen. Wie das nrW-ministerium für Kinder, familie,
flüchtlinge und integration mitteilte, sollen vor allem sozial be-
nachteiligte familien in ihren bildungs- und teilhabechancen ge-
stärkt werden. insgesamt stehen den angaben zufolge in diesem
Jahr dafür rund 14,3 millionen euro zur Verfügung. der anteil der
fördermittel der jeweiligen Kommune entspricht dabei dem an-
teil der in der Kommune lebenden Kinder mit bezügen von sozial-
leistungen nach dem sgb ii.

Rückgang der Besucherzahlen in 
den LWL-Museen
die Corona-Pandemie hat in den museen des landschaftsverbandes
Westfalen-lippe (lWl) zu einem starken besucherrückgang geführt.
Wie der lWl mitteilt, kamen im ersten Halbjahr 2020 mit rund
435.000 besucherinnen und besuchern 50 Prozent weniger gäste
als im selben Zeitraum des Vorjahres in die 18 museen des Verban-
des. im Zuge der maßnahmen zur eindämmung des Virus hätten
sämtliche museen für rund zwei monate schließen müssen. füh-
rungen fielen weiterhin aus oder seien stark reduziert, schulklassen
kämen bisher nicht in die museen. um gäste vor einer ansteckung
mit dem Virus zu schützen, hätten alle Häuser Hygiene- und sicher-
heitskonzepte entwickelt.

  Thema Klimawandel
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Nordrhein-Westfalen will die Treibhausgasemissionen reduzieren 
und gleichzeitig die Industrie- und Wirtschaftsunternehmen sowie 
die Energiewirtschaft und den Verkehrsbereich zukunftsfit machen

Rahmenbedingungen für effizienten
Klimaschutz gestalten

die Corona-Krise und ihre tiefgreifenden aus-
wirkungen auf die Wirtschaft und unseren all-
tag war in den letzten monaten das beherr-

schende thema. gleichzeitig dürfen wir wichtige
Zukunftsaufgaben nicht aus den augen verlieren. da-
zu zählt unzweifelhaft der Klimawandel - er fordert
uns in anderer Weise, aber nicht minder heraus.
Wenn wir diese aufgabe klug angehen, kann der Kli-
maschutz zum innovationstreiber und modernisie-
rungsmotor werden. 

Rahmenbedingungen verändern die internatio-
nale staatengemeinschaft hat sich bereits im Jahr 2015
im Klimaschutzabkommen von Paris darauf verstän-
digt, die globale erderwärmung gegenüber der vorin-
dustriellen Zeit auf zwei grad Celsius, besser noch 1,5
grad Celsius, zu begrenzen und in der zweiten Hälfte
des Jahrhunderts treibhausgasneutral zu wirtschaf-
ten. auf eu-ebene wurde das „Clean energy Package“
auf den Weg gebracht, der eu-emissionshandel als
zentrales Klimaschutzinstrument reformiert und der

europäische „green deal“ vorgestellt. im märz 2020
wurde darüber hinaus ein europäisches Klimagesetz
zur Verwirklichung einer Co2-neutralen europäischen
union bis 2050 vorgeschlagen. 
die bundesregierung hat ihrerseits bereits 2018 die
Kommission „Wachstum, strukturwandel und be-
schäftigung“ eingesetzt. seit mehr als einem Jahr lie-
gen die empfehlungen der Kommission vor. Wir als
landesregierung setzen uns dafür ein, dass diese nun
auch 1:1 umgesetzt werden. strukturstärkungs- und
Kohleausstiegsgesetz sind dabei weitere wichtige
bausteine, um sichere rahmenbedingungen insbe-
sondere für das rheinische revier und die weiteren
standorte von steinkohlekraftwerken hier in nord-
rhein-Westfalen zu setzen.
im rahmen des Klimaschutzprogramms 2030 sollen
zukünftig auch der gebäude- und Verkehrsbereich ver-
stärkt zur treibhausgasminderung beitragen. auch für
diese sektoren ist nun zumindest national der einstieg
in ein mittelfristig mengengesteuertes Co2-Preissys-
tem geschafft. schließlich hat der bund im dezember

Christoph Dammer-
mann ist staatssekre-
tär im ministerium 
für Wirtschaft, 
innovation, digitalisie-
rung und energie des
landes nordrhein-
Westfalen

DER AUTOR
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letzten Jahres das bundes-Klimaschutzgesetz verab-
schiedet mit dem Ziel, bis zur mitte des Jahrhunderts
treibhausgasneutralität zu erreichen. mittelfristig
strebt das gesetz eine 55-prozentige minderung der
treibhausgasemissionen bis 2030 an. 

Klimaschutz auf Landesebene Vor dem Hinter-
grund der veränderten rahmenbedingungen auf na-
tionaler, europäischer und internationaler ebene
muss und will nordrhein-Westfalen seine rolle in die-
ser Zeitenwende einnehmen. die landesregierung
bekennt sich zum Klimaschutzabkommen von Paris,
wohlwissend, dass dies gerade für unser bundesland
eine enorme Herausforderung darstellt. die sichere
und wirtschaftliche energieversorgung auf basis fos-
siler energieträger war und ist noch immer ein garant
für den starken Wirtschaftsstandort nordrhein-
Westfalen. gleichzeitig entstehen hierdurch rund ein
drittel der bundesweiten treibhausgasemissionen.
die landesregierung hat sich zum Ziel gesetzt, dass
unser land zum modernsten und klimafreundlichs-
ten industriestandort europas wird. die aufgabe
kann daher nur lauten: Wirtschaftswachstum und
klimaschädliche emissionen müssen weiter entkop-
pelt werden. dazu wollen wir die vorhandenen guten
standortbedingungen und stärken als wichtiges
energie- und industrieland nutzen und ausbauen. 

Energieversorgungsstrategie NRW mit der
„energieversorgungsstrategie nrW“ haben wir uns
bereits auf den Weg gemacht, um den akteuren im
energie- und industriesektor Planungs- und investi-
tionssicherheit zu geben und den aufbau neuer,
nachhaltiger strukturen für energieversorgungs- und
ressourcensicherheit zu unterstützen. 
Kernelemente unserer energieversorgungstrategie
sind ein zügiger netzausbau, moderne speichertech-
nologien, eine flexiblere nachfragegestaltung, der
ausbau der erneuerbaren energien und die nutzung
von gas als brückentechnologie. um insbesondere
unsere Ziele beim ausbau der erneuerbaren energien
zu erreichen, haben wir bereits ende letzten Jahres
das fünfte entfesselungspaket vorgelegt, mit dem
wir die energiewende in unserem land unkompli-
ziert, pragmatisch und vor allem beschleunigt um-
setzen wollen. 
um bei Klimaschutz und energiewende impulsgeber
in deutschland und europa zu sein, wird es darauf
ankommen, dass die kleinen und mittelständischen

unternehmen im land, die großen betriebe, das
Handwerk ebenso wie die industrie von den neuen
märkten im Klimaschutz profitieren. als wirtschaftli-
ches rückgrat unseres landes kommt der energiein-
tensiven industrie dabei eine zentrale rolle zu.

Initiative „IN4climate.NRW“ ein anknüpfungs-
punkt ist dabei die von der landesregierung gegründe-
te initiative „in4climate.nrW“. gemeinsam mit indus-
trieunternehmen und Wissenschaft wird an neuen
Zukunftschancen und Wegen für eine treibhausgas-
neutrale Produktion und die Herstellung klimafreund-
licher Produkte gearbeitet. neue Produktionsprozesse,
durch die weniger treibhausgase entstehen, sind - auch
vor dem Hintergrund steigender Preise für emissions-
zertifikate - ein wichtiger schlüssel für eine auch in Zu-
kunft wettbewerbsfähige industrie in unserem land. 
die erreichung der Pariser Klimaschutzziele kann so mit
der stärkung von Wertschöpfungsketten und arbeits-
plätzen in der industrie in einklang gebracht werden.
gleiches streben wir zudem speziell im ruhrgebiet mit
dem „spitzencluster industrielle innovationen“ (sPin)
an und unterstützen die industriellen und energiewirt-
schaftlichen entwicklungen durch eine starke energie-
forschungsoffensive. Klimaschutz nimmt dabei die rol-
le eines innovationsmotors ein. der einsatz von
Wasserstoff, eine flexibilisierung der Produktionstech-
niken, nutzung von Co2 als rohstoff - all diese techno-
logien werden bei uns heute schon erprobt oder sind
bereits im einsatz. 

Emissionsarme Mobilität um die treibhausgase
im Verkehrssektor zu reduzieren und gleichzeitig die
luftqualität in den stark von emissionen belasteten in-
nenstädten und ballungszentren zu verbessern, setzt
die landesregierung auf eine digitale, vernetzte und
klimagerechte mobilität. elektromobilität ist dabei ei-

 
  

 

Um das Klima zu
schützen, treibt die
Landesregierung den
Ausbau der Elektro-
mobilität weiter 
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ne wichtige säule. Wir haben in nordrhein-Westfalen
innovative forschungseinrichtungen und unterneh-
men, die mit Know-how und guten ideen für neue Pro-
dukte und dienstleistungen eine sauberere und smar-
tere mobilität vordenken und auf die straße bringen. 
Wir wollen unser bundesweit einzigartiges elektromo-
bilitätsnetzwerk von exzellenter forschung, Herstel-
lung und anwendung weiterentwickeln und haben da-
zu auch das Programm „emissionsarme mobilität“
aufgelegt. seit beginn der fahrzeugförderung im feb-
ruar 2019 wurden in nordrhein-Westfalen anträge für
rund 6.000 e-fahrzeuge bewilligt. Zudem hat das land
seit ende 2017 über 10.000 private und betriebliche la-
depunkte bezuschusst. seit mitte des Jahres sind die
Zuschüsse im rahmen des Programms nochmals deut-
lich erhöht worden. damit soll sich auch die anzahl öf-
fentlich zugänglicher ladepunkte von derzeit 8.200 auf
12.000 bis zum Jahr 2022 erhöhen. 

Handeln im europäischen Rahmen ambitionier-
ter Klimaschutz in deutschland und nordrhein-West-
falen allein hilft dem Weltklima natürlich wenig. die
bundesregierung muss sich auf europäischer ebene
verstärkt für eine anhebung des zentralen Klima-
schutzziels der eu und auch auf ebene der g20 mit
neuer energie einbringen. die eu-Kommissionspräsi-
dentin ursula von der leyen hat diese Zielanhebung
auf mindestens 50 Prozent zum teil des „green deal“
erklärt.

in deutschland und europa ist vor der Corona-Krise ein
erkennbares momentum in sachen Klimaschutz ent-
standen. die Konjunkturprogramme in folge der Krise
müssen auf die Zukunftsfähigkeit und die weitere
treibhausgasminderung der deutschen und europäi-
schen Wirtschaft einzahlen. eine benachteiligung un-
serer industrie im internationalen Wettbewerb gilt es
dabei zu verhindern. im Zuge der deutschen eu-rats-
präsidentschaft bieten sich hier die möglichkeiten, bes-
te rahmenbedingungen für erfolgreichen und effekti-
ven Klimaschutz zu schaffen. ◼

Die Gesetze und Förderprogramme zum Klimaschutz auf
Bundes- und Landesebene bieten Städten und Gemeinden
Orientierungshilfe für erfolgreiche Maßnahmen vor Ort 

durch engagierte bürgerinnen und bürger wie
der „fridays for future“-bewegung ist wieder
ins bewusstsein gerufen worden, dass bei den

anstrengungen für einen nachhaltigen Klimaschutz
nicht nachgelassen werden darf. diese erkenntnis
verfestigt sich auch dadurch, dass langanhaltende
trockenperioden in den letzten Jahren dazu geführt
haben, dass Wald und stadtbäume in ihrem bestand
gefährdet sind. dabei sind gerade Wald und stadt-
bäume wichtig, um treibhausgase zu binden. ihr
schutz stellt einen wichtigen baustein im Klima-
schutz dar. 
für städte und gemeinden als lokaler akteur für den
Klimaschutz ist es wichtig, in den dialog mit enga-
gierten bürgerinnen und bürgern einzutreten. er
kann insbesondere dazu dienen, die kommunalen
Klimaschutz-aktivitäten darzustellen und weitere
maßnahmen zu erörtern, die im rahmen der Zustän-
digkeit der Kommune möglich sind. Hierzu kann
auch ein beschluss über den sogenannten Klimanot-
stand gehören. 
ein solcher beschluss ist aber nicht zwingend, weil es
in erster linie darum gehen sollte, wirksame maßnah-

Auch die Nutzung von Wasserstoff soll weiter voran-
getrieben und gefördert werden

FO
TO

: E
U

RO
PÄ

IS
CH

E 
KO

M
M

IS
SI

O
N

 / 
N

O
RB

ER
T 

SC
H

M
ID

T

Wege zu einem 
nachhaltigen und 
effektiven Klimaschutz 

Dr. Peter Queitsch
ist Hauptreferent für
umweltschutz beim
städte- und gemeinde-
bund nrW 

DER AUTOR
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men zum Klimaschutz voranzutreiben und umzuset-
zen. so sollte der Klimaschutz in den Verwaltungsab-
läufen und entscheidungen grundlegend verankert
werden, um eine praktische Wirksamkeit bei der Ver-
minderung des Co2-ausstoßes zu erreichen. ebenso
wichtig ist, erkannte und wirksame maßnahmen zum
Klimaschutz und zur treibhausgas-minderung (tHg-
minderung) aktiv und zielorientiert umzusetzen.  

Kommunales Klimaschutzkonzept Hierzu dient
vor allem ein kommunales Klimaschutzkonzept als po-
litischer beschluss. ein solcher beschluss beinhaltet zu-
gleich leitlinien, wie eine tHg-minderung erreicht wer-
den kann. Wird von diesen leitlinien im einzelfall
abgewichen, muss begründet werden, weshalb diese
abweichung erfolgt. es kann nicht als zielführend an-
gesehen werden, dass zeitintensive tHg-Klima-rele-
vanz-berechnungen bezogen auf alle zu treffenden
entscheidungen durchgeführt werden, wodurch Per-
sonal- und sachaufwand gebunden wird, der für die
erfolgreiche umsetzung von wirksamen und effektiven
maßnahmen zum Klimaschutz dringend benötigt
wird.  
Vor diesem Hintergrund ist es wichtig, auf der grund-
lage eines bestehenden kommunalen Klimaschutzkon-
zeptes nachhaltig darauf hinzuwirken, dass die dort
vorgesehenen maßnahmen umgesetzt werden.
gleichzeitig ist es erforderlich, Klimaschutzkonzepte
fortzuschreiben, weil die darin enthaltenen maßnah-
men teilweise bereits umgesetzt worden sind. Von be-
deutung ist dabei, dass maßnahmen gesucht und be-
nannt werden, die im Hinblick die minderung der
tHg-immissionen besonders wirksam sind.  

Klimaschutzplan NRW ein kommunales Klima-
schutzkonzept ist nicht statisch, sondern dynamisch.
Jederzeit können weitere maßnahmen ergriffen wer-
den, die zum beispiel aus dem im dezember 2015 be-
schlossenen Klimaschutzplan für das land nrW ent-
nommen werden können oder die von engagierten
bürgerinnen und bürgern vorgeschlagen werden.  
der Klimaschutzplan nrW umfasst 309 seiten und be-
schreibt 154 maßnahmen, wie die im Klimaschutzge-
setz nrW aus dem Jahr 2013 festgelegten Klimaschutz-
ziele1 des landes nordrhein-Westfalen erreicht werden
sollen. Zudem enthält er 66 maßnahmen für die an-

passung an die bereits eingetretenen oder nicht ver-
meidbaren folgen des Klimawandels2. mit dem Klima-
schutzplan nrW als orientierungshilfe kann die jewei-
lige stadt oder gemeinde zugleich dokumentieren,
welche maßnahmen, die auch im Klimaschutzplan
nrW aufgelistet sind, bereits auf dem stadt- oder ge-
meindegebiet umgesetzt worden sind oder angegan-
gen werden. 
Welcher Weg zu einem nachhaltigen Klimaschutz be-
schritten wird, muss letzten endes vor ort entschieden
werden. dennoch sollte stets im Vordergrund stehen,
wie treibhausgase wirksam in einem überschaubaren
Zeitraum vermindert werden können. dabei muss im
dialog mit engagierten bürgerinnen und bürgern er-
klärt werden, dass eine Kommune nicht alle entschei-
dungen treffen kann, sondern der Klimaschutz ebenso
auf bundes- und landesebene nachhaltig vorangetrie-
ben werden muss. das inkrafttreten des bundes-
Klimaschutzgesetzes (Ksg)3 am 18. dezember 2019 war
hier ein erster schritt in die richtige richtung. 

Bundes-Klimaschutzgesetz Zweck des Ksg ist es,
zum schutz vor den auswirkungen des weltweiten Kli-
mawandels die erfüllung der nationalen Klimaschutz-
ziele sowie die einhaltung der europäischen Zielvorga-
ben zu gewährleisten. dazu wird in § 3 abs. 1 Ksg
festgelegt, dass die treibhausgasemissionen im Ver-
gleich zum Jahr 1990 schrittweise gemindert werden
und bis zum Zieljahr 2030 eine minderungsquote von
mindestens 55 Prozent gilt. 
Zur erreichung der nationalen Klimaschutzziele wer-
den in § 4 Ksg jährliche minderungsziele durch die Vor-
gaben von Jahresemissionsmengen für sechs sektoren
festgelegt, die in der anlage 1 zum Ksg zu finden sind:
energiewirtschaft, industrie, Verkehr, gebäude, land-
wirtschaft, abfallwirtschaft und sonstiges. die zulässi-
gen Jahresemissionsmengen ergeben sich aus anlage
2 des Ksg. die dort klar bezifferten und überprüfbaren
sogenannten sektorziele sollen für jedes Jahr zwischen
2020 und 2030 nachgehalten werden. 
die Überwachung erfolgt durch das umweltbundes-
amt und einem unabhängigen expertenrat. für den
fall, dass ein bereich vom reduktionspfad abweicht,
verpflichtet das gesetz die verantwortlichen bundes-
ministerien zu sofortigen maßnahmen. Hierzu gehört
ein sofortprogramm, das die einhaltung der Jahres-
emissionsmengen des sektors für die folgenden Jahre
sicherstellen soll. dieser mechanismus soll dazu bei-
tragen, dass das übergreifende Klimaziel für 2030 ver-
lässlich erreicht werden kann. 
neben dem bundes-Klimaschutzgesetz sind weitere
bundesgesetze zu beachten, die als Klimaschutz-ge-
setzespaket flankierend zum Ksg auf den Weg ge-
bracht worden sind. 

Wälder haben großen
Einfluss auf das Klima
und können als Kohlen-
stoffsenken einen 
wichtigen Beitrag zum
Klimaschutz leisten 
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Weltweit gehen immer
mehr Menschen auf die
Straße und setzen sich für
mehr Klimaschutz ein 
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1 unter anderem reduzierung der treibhausgas-emissionen um mindes-
tens 25 Prozent bis 2020 
2 abrufbar unter www.klimaschutz.nrw.de 
3 bundes-Klimaschutzgesetz (bgbl. i 2019, s. 2513 ff) 
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Umsetzung im Steuerrecht das gesetz zur um-
setzung des Klimaschutzprogramms 2030 im steu-
errecht ist am 1. Januar 2020 in Kraft getreten4. durch
art. 1 des gesetzes ist der § 35 c einkommensteuerge-
setz (estg) neu eingeführt worden, wonach eine
steuerermäßigung für energetische maßnahmen bei
zu eigenen Wohnzwecken genutzten gebäuden er-
möglicht wird. es ist aber zu beachten, dass der steu-
erpflichtige die steuerermäßigung nicht in anspruch
nehmen kann, wenn unter anderem die aufwendun-
gen als betriebsausgaben, Werbungskosten, sonder-
ausgaben oder außergewöhnliche belastungen be-
rücksichtigt worden sind.  
durch art. 3 des gesetzes zur umsetzung des Klima-
schutzprogramms 2030 im steuerrecht ist außerdem
das umsatzsteuergesetz (ustg) geändert worden, so
dass unter anderem ab dem 1. Januar 2020 für bahn-
fahrten über 50 Kilometer nur noch der ermäßigte um-
satzsteuersatz von sieben statt 19 Prozent erhoben
wird. die Änderung der entfernungskilometer-Pau-
schale tritt hingegen erst zum 1. Januar 2021 in Kraft.
die Pendlerpauschale wird für die Jahre 2021 bis 2023
von 30 auf 35 Cent pro Kilometer ansteigen und für die
Jahre 2024 bis 2026 auf 38 Cent. dieses gilt jeweils ab
dem 21. entfernungskilometer. so soll der Preisanstieg
für diesel und benzin ausgeglichen werden. 

Elektromobilität und Luftverkehr am 1. Januar
2020 ist das gesetz zur weiteren steuerlichen förde-

rung der elektromobilität in Kraft getreten5. insbe-
sondere wird durch den neu geschaffenen § 7 c ein-
kommensteuergesetz (estg) eine sonder-abschrei-
bung für elektronutzfahrzeuge und elektrisch
betriebene lastenfahrräder eingeführt.  
die am 1. april 2020 in Kraft getretene Änderung des
luftverkehrssteuergesetzes6 hat das Ziel, einen an-
reiz dafür zu schaffen, dass insbesondere für inlands-
reisen die bahn und nicht das flugzeug benutzt wird. 

Zertifikate-Handel für Brennstoffemissionen
das bereits im bundesgesetzblatt nr. 50 vom 19. de-
zember 2019 verkündete gesetz über einen nationa-
len Zertifikate-Handel für brennstoffemissionen
(brennstoffemissionshandelsgesetz – beHg)7 wird er-
neut geändert, weil im Vermittlungssauschuss zwi-
schen bundestag und bundesrat im dezember 2019
vereinbart wurde, dass die ab dem 1. Januar 2021 gel-
tende Co2-bepreisung von den im verkündeten beHg
geregelten zehn euro pro tonne auf 25 euro erhöht
wird. der Preis soll außerdem bis 2025 schrittweise
auf 55 statt 35 euro erhöht werden. 2026 soll dann
ein Preiskorridor mit einem mindestpreis von 55 euro
statt 35 euro pro emissionszertifikat und einem
Höchstpreis von 65 euro statt 60 euro gelten. 
der Co2-Preis soll fossile Heiz- und Kraftstoffe verteu-
ern, damit die Wirtschaft klimafreundliche technolo-
gien entwickelt und bürgerinnen und bürger diese
kaufen. der entwurf eines 1. gesetzes zur Änderung
des beHg8 auf der grundlage der ergebnisse aus dem
Vermittlungsausschuss zwischen bundestag und
bundesrat liegt zwischenzeitlich dem bundestag zur
beschlussfassung vor, damit die gesetzesanpassung
noch vor dem 1. Januar 2021 vollzogen wird. 

Förderprogramme Wünschenswert wäre es, wenn
das land nrW im rahmen des „investitionspaketes
Kommunen“ eine Klimaschutz- und Klimaanpassungs-
investitionspauschale vorsehen würde, weil dann
maßnahmen des Klimaschutzes und der Klimaanpas-
sung zielorientiert in die umsetzung gehen könnten.
Zu begrüßen ist, dass der bund mit der ab dem 1. au-
gust 2020 geltenden neuen Kommunal-richtlinie9 eine
fördermittelerhöhung um zehn Prozentpunkte für alle
anträge vorsieht, die zwischen dem 1. august 2020 und
31. dezember 2021 gestellt werden. Zugleich kann in
diesem Zeitraum der eigenmittelanteil bei finanz-
schwachen Kommunen komplett durch drittmittel er-
setzt werden. im Übrigen wird die eigenmittelhöhe von
15 auf fünf Prozent abgesenkt. 

Ausblick auch die Corona-Pandemie darf kein grund
dafür sein, in den anstrengungen zum Klimaschutz
nachzulassen. Vielmehr sind die zunehmenden tro-
ckenperioden und die extremen regenereignisse mit
Überflutungsschäden ein ansporn für alle, den Klima-
wandel und seine auswirkungen gemeinsam mit ef-
fektiven maßnahmen wirksam zu begrenzen.  ◼

Besitzer von selbst 
genutzten Eigen-
heimen können sich
einen Teil der Kosten
für die energetische
Sanierung ihres 
Hauses über das 
Finanzamt zurück-
holen  
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Fördergelder für E-Fahr-
zeuge und Ladestationen
sollen den Umstieg in die
Elektromobilität attraktiver
machen 
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4  gesetz zur umsetzung des Klima-
schutzprogramms 2030 im steu-
errecht (bgbl. i 2019, s. 2886 ff.) 
5 gesetz zur weiteren steuerlichen
förderung der elektromobilität
(bgbl. i 2019, s. 2451 ff.) 
6 Änderung des luftverkehrssteu-
ergesetzes (bgbl. i 2019, s. 2492 ff.) 
7 gesetz über einen nationalen Zer-
tifikate-Handel für brennstoff-
emissionen (bgbl. i 2019, s. 2728 ff.) 
8 entwurf eines 1. gesetzes zur Än-
derung des beHg (bundestags-
drucksache 19/19929 vom
15.06.2020) 
9 abrufbar unter: www.ptj.de/kli-
maschutzinitiative-kommunen 
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Die Stadt Eschweiler verwendet für die Schaffung von neuem Wohnraum ein
Verfahren für nachhaltiges und klimafreundliches Planen und Bauen 

Wenn man den mahnungen der Wissenschaft
und des Weltklimarates (iPCC) glauben
schenkt, und das sollte man angesichts der

prognostizierten und tatsächlich eingetretenen Vor-
hersagen zum Klimawandel auch tun, dann wird eines
ganz deutlich: Wir müssen jetzt handeln, und dass
schnell, konsequent und beharrlich, damit die erder-
wärmung gegenüber der vorindustriellen Zeit auf ein
noch verträgliches maß beschränkt bleibt.
die stadt eschweiler hat die Zeichen erkannt und die
grundlegenden Herausforderungen des Klimawandels
in angriff genommen. als energiestadt im rheinischen
revier und Jahrhunderte von Kohle dominiert, steht
eschweiler mit dem ausstieg aus der braunkohle mit-
ten im strukturwandel. Klimaschutz wird hier nicht als
Konjunkturbremse verstanden, sondern als wichtiger
baustein einer nachhaltigen entwicklung. 

Nachhaltigkeit als Ziel so hat eschweiler als eine
der ersten städte in deutschland eine nachhaltig-
keitsstrategie verabschiedet und die nachhaltige ent-

wicklung zum leitbild städtischer aktivitäten ge-
macht. „Klimaschutz“ ist ebenso wie die „schaffung
von modernen und sicheren arbeitsplätzen“ oder
„bildung für alle“ ein gleichwertiges Ziel dieser stra-
tegie. 
in eschweiler wurde vieles bereits umgesetzt, was
andere Kommunen zum Klimaschutz leisten oder
noch planen. dazu gehören der massive ausbau der
Windkraft, die umfassende energetische sanierung
städtischer gebäude, eine kontinuierliche effizienz-
steigerung bei der straßenbeleuchtung und gebäu-
debeheizung, der beschluss eines Klimaschutz- und
mobilitätskonzeptes sowie die einstellung einer Kli-
maschutzmanagerin.
es gibt zahlreiche gute ansätze und Projekte, die in
der summe ihren beitrag zur reduzierung der treib-
hausgas-emissionen (tHg-emissionen) leisten und
damit Klimaschutz in eschweiler etabliert haben.
doch trotz ihrer positiven Wirkung sind dies bisher
nur erste schritte, die ambitionierten Klimaschutz-
ziele zu erreichen. 

Eberhard Büttgen ist
leiter der stabstelle
nachhaltige entwick-
lung der stadt esch-
weiler

DER AUTOR

Nachhaltig und klimafreundlich
in die Zukunft 

Die Stadt
Eschweiler 

befindet sich 
mitten im 

Strukturwandel
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Bauen als Klimaschutz um weitere bedeutende
Potenziale für den Klimaschutz zu identifizieren und
zu erschließen, hat sich die stadt dem gebäudesektor
zugewandt. nach angaben der internationalen
energieagentur (iea 2012) sind gebäude für ein
drittel aller treibhausgasemissionen weltweit ver-
antwortlich - davon 19 Prozent für den betrieb und
14 Prozent für die Herstellung. Vom Weltklimarat
wurden sie als der sektor mit dem höchsten und
kosteneffizientesten einsparungspotenzial von
tHg-emissionen weltweit identifiziert. 
eschweiler ist eine wachsende stadt und wird dies
aufgrund der hervorragenden Verkehrsanbindung,
des umfassenden angebotes an sozialer und kultu-
reller infrastruktur sowie einer breit aufgestellten
Wirtschaft mit zukunftsfähigen arbeitsplätzen
auch weiterhin bleiben. daher wird auch zukünftig
neuer Wohnraum gebaut werden müssen - durch
neuausweisung von Wohngebieten, nachverdich-
tung im bestand oder neubau von nicht sanie-
rungsfähigen gebäuden im bereits gebauten
raum. 

Fokus Faktor-X mit der faktor X-methode für res-
sourcen- und klimaeffizientes bauen der faktor X-
agentur wurde ein instrument gefunden, mit dem

die durch neue gebäude verursachten tHg-emissio-
nen deutlich reduziert werden können. und dies mit
einem noch wesentlich größeren effekt, als dies bis-
her nur durch die dämmung von gebäuden und die
nutzung von erneuerbaren energien möglich ist. 
um diese Potenziale in eschweiler zu erschließen,
und damit einen sehr deutlichen beitrag zum Kli-
maschutz zu leisten, baut die stadt ihre strategie
auf zwei säulen auf: 

• eine sozialverträgliche, energetische sanierung
des gebäudebestands und 

• ein ressourcen- und energieeffizienter neubau
von gebäuden nach faktor X. 

Sanierung im Bestand um die rund 20 Prozent der
tHg-einsparpotenziale beim betrieb bestehender ge-
bäude zu erschließen, wird aktuell ein Konzept zur
energetischen stadtsanierung für einen innerstädti-
schen bereich von rund 200 Hektar und etwa 5.000
Wohneinheiten erarbeitet. bereits 2021 soll ein sanie-
rungsmanagement eingerichtet werden, dass die ziel-
gerichtete aktivierung der Hauseigentümerinnen und
-eigentümer verfolgt und die sozialverträgliche sanie-
rung der gebäude fachlich unterstützt.
Ziel ist die deutliche erhöhung der sanierungsquote
im bestand, gepaart mit dem ausbau erneuerbarer
energie in der strom- und Wärmeversorgung,
städtebaulichen maßnahmen zur Klimawandelan-
passung sowie einer Verbesserung nachhaltiger
mobilitätsangebote. die strategie könnte dann im
weiteren Verlauf auf das gesamte stadtgebiet aus-
geweitet werden. auch erhofft sich die stadt da-
durch eine lokale Wertschöpfung, langfristig gese-
hen die stabilisierung der Kaufkraft und die
schaffung von neuen arbeitsplätzen im Handwerk
und der Produktion.

Neubauprojekt „Neue Höfe Dürwiß“ für den
bereich des gebäudeneubaus hat die stadt schon
2015 begonnen, ein erstes ressourcen- und klimaef-
fizientes Wohngebiet nach der faktor X-methode
umzusetzen. im neubaugebiet „neue Höfe dür-
wiß“ wurde bei 60 Wohnhäusern mit insgesamt 110
Wohnungen bereits eine enorme einsparung von
tHg-emissionen und nicht nachwachsender roh-
stoffe erreicht. der überwiegende teil dieser ein-
sparungen wurde nicht durch erhöhte energiestan-
dards der gebäude, sondern durch die Verwendung

Der Umwelttag in
Eschweiler macht 
das bürgerschaftliche 
Engagement im 
Umwelt- und Klima-
schutz sichtbar
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Die Siedlung
„Neue Höfe
Dürwiß“ ist
Modell für
Ressourcen-
effizienz und 
Klimaschutz
beim Bauen 
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Im Neubaugebiet „Neue Höfe Dürwiß“
wurde bereits eine enorme Einsparung
erreicht
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alternativer baustoffe wie Holz erzielt, die im Ver-
gleich zu konventionellen baustoffen wesentlich
ressourcen- und energiesparender produziert wer-
den können. 
die betrachtung der „grauen energie“ hat somit ein
wesentlich größeres Klimaschutzpotenzial im Ver-
gleich zur Verbrauchsminimierung der gebäude er-
schlossen. ein weiteres neubaugebiet wird derzeit
nach dieser methode umgesetzt, wobei dort zusätz-
liche Klimaschutz- und Klimaanpassungsmaßnah-
men, wie eine holzbasierte nahwärmeversorgung
und gründächer, verpflichtend sein werden. darüber
hinaus will die stadt die faktor X- methode zukünftig
als maßstab für alle neuen Wohnbaugebiete und
kommunale neubauten, aber auch bei der entwick-
lung von gewerbegebieten heranziehen. 

Auszeichnete Strategie mit dieser strategie wur-
de eschweiler als „Klimaaktive Kommune 2019“ aus-
gezeichnet, nachdem sie zuvor bereits den deut-
schen nachhaltigkeitspreis für Kommunen erhalten
hatte. um diesen Weg auch in der Zivilgesellschaft

tiefer zu verankern, wurde unter anderem mit den
Preisgeldern die „stiftung nachhaltigkeit eschwei-
ler“ gegründet. 
sie wird zukünftig bürgerschaftlich initiierte Projekte
zur nachhaltigen entwicklung, schwerpunktmäßig
auch zum Klimaschutz, finanziell unterstützen. eine
strategie verfolgt die stadt in diesem Zusammen-
hang besonders: die identifizierung und umsetzung
von weiteren tHg-senkenden Potenzialen in der
stadt und die nachhaltige finanzierung über die ge-
setzlichen Vorgaben und bestehenden förderinstru-
mente hinaus. ◼

der Klimaschutz ist eine der zentralen Heraus-
forderungen der Weltgemeinschaft. deutsch-
land hat sich mit unterzeichnung des Pariser

Klimaschutzabkommens völkerrechtlich dazu ver-
pflichtet, das Zwei-grad-Ziel einzuhalten. nach dem
Prinzip der subsidiarität sind damit auch die Kommu-
nen in der Verantwortung, die Zielerreichung zu un-
terstützen: Klimaschutz und nachhaltige entwicklung
sind immer global zu denken und lokal umzusetzen. 
das tätigkeitsfeld des kommunalen Klimaschutzma-
nagements ordnet sich also ein in den globalen Pro-
zess hin zu einer nachhaltigen entwicklung. als Kli-
maschutzmanagerin in rietberg unterstütze ich
diesen tiefgreifenden Veränderungsprozess auf kom-
munaler ebene. dafür sind viel netzwerkarbeit, gute
Kommunikation, langfristiges Projektmanagement
und auch Vertrauensbildung notwendig. 

Herausforderungen vor Ort das vielseitige und
spannende tätigkeitsfeld des kommunalen Klima-
schutzes ist mit Herausforderungen verbunden. so
ist der Klimaschutz keine kommunale Pflichtaufga-
be. Personalstellen werden oft befristetet über för-
dermittel des bundes eingerichtet. die folge sind
häufige Personalwechsel. Herausforderungen erge-
ben sich auch im Hinblick auf stellenplan, Haushalt,
politische Zuständigkeit und in bezug auf Kompe-
tenzen und Weisungsbefugnis. dem integrativen
ansatz des Klimaschutzes über alle tätigkeitsfelder

Holz ist ressourcen- und klimaschonend und gilt als 
alternativer Baustoff der Zukunft
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In der Stadt Rietberg sorgt eine Klimaschutzmanagerin für
die Umsetzung der Klimaschutzziele und koordiniert die
Aktivitäten und Projekte zum Klimaschutz

Praxisbericht einer 
Klimaschutzmanagerin

Svenja Schröder ist 
Klimaschutzmanagerin
in der stadt rietberg

DIE AUTORIN

In der Stadt Rietberg wird der kommunale Klimaschutzprozess von einem Klimabeirat
aktiv begleitet
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der Kommunalverwaltung hinweg steht zudem die
Zuständigkeitsorientierung der Verwaltungen ge-
genüber.
der kommunale Klimaschutz braucht also engage-
ment und ein klares Ziel, das die globalen Ziele auf die
lokale ebene bringt. genau das beinhaltet ein Klima-
schutzkonzept. es zeigt meilensteine und konkrete
Projekte auf und ist aus meiner sicht eine wichtige Vo-
raussetzung für gelingendes Klimaschutzmanage-
ment. liegt ein Konzept vor, braucht es aber auch Zeit
und Personal, um konkrete maßnahmen umzusetzen
und gleichzeitig „das große ganze“ im blick zu behal-
ten. in der Praxis ist das oft ein spagat - insbesondere,
wenn laufende Projekte viel Zeit in anspruch nehmen. 

Klimaschutz in Rietberg in der stadt rietberg sind
immer mindestens zehn Projekte gleichzeitig in der
umsetzung. sie resultieren aus verschiedenen Konzep-
ten, die seit 2012 entwickelt wurden, sowie aus aktuel-
len Wünschen und ideen lokaler akteure. der „master-
plan 100% Klimaschutz“ hat die ansätze in 2016
zusammengeführt. das Projektmanagement und da-
mit ein monitoring der maßnahmen sind dabei eine
permanente aufgabe. da dies auch für den fortgang
der Konzepte gilt, wird die stadt 2021 den masterplan
fortschreiben und darin weitere Projekte unter ande-
rem aus dem „european energy award“ integrieren,
den die stadt bereits dreimal in gold erhalten hat.
ein langfristiger Prozess und die umsetzung von Pro-
jekten brauchen stetiges Personal, das das lokale sys-
tem und die akteure kennt. auch in rietberg gab es
mehrere Personalwechsel, was für den Prozess eine
schwierigkeit darstellte. bevor ich 2018 die stelle antrat,
gab es bereits drei stelleninhaber. damit stand die erste
aufgabe fest: es galt, drei ordner-strukturen, ablage-
systeme und denkweisen zusammenzufassen, um
überhaupt den aktuellen arbeitsstand für die Weiter-
arbeit zu erfassen.
unterstützung erhielt ich unter anderem vom bundes-
verband Klimaschutz. er setzt sich für das berufsfeld
des Klimaschutzmanagers ein und hilft bei den Prozes-
sen vor ort. auch die Zusammenarbeit mit dem Kreis
gütersloh und mit den Klimaschutzmanagerinnen und
-managern anderer Kommunen in der region war eine
große unterstützung.

Strukturen für den Klimaschutz neben der strate-
gischen arbeit mit dem Klimaschutzkonzept und der
praktischen arbeit in Projekten geht es auch darum,
gute strukturen für den kommunalen Klimaschutz zu
finden und aufzubauen - vor allem innerhalb der Ver-
waltung. Von zentraler bedeutung sind in diesem Zu-
sammenhang eine klare aufgabenstellung und eine
deutliche „auftragsklärung“ und damit die frage, wer,
warum, wofür und wie aufgaben umsetzen soll, kann
und darf. denn Klimaschutzmanagement wirkt als in-
terdisziplinäres aufgabengebiet in einem system, das
nach Zuständigkeiten arbeitet.

dieser umstand bietet Chancen,
aber auch Konfliktpotenzial.
letzteres immer dann, wenn
Projekte aus dem bereich Klima-
schutz in themenfelder fallen,
für die an sich andere Ämter zu-
ständig sind - so etwa im thema
sanierung oder bau kommuna-
ler gebäude mit dem Hochbau-
amt, im thema mobilität mit dem Verkehrs-amt oder
im thema Presse- und Öffentlichkeitsarbeit mit der
Pressestelle.
Konflikte mit der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit tre-
ten besonders häufig im Klimaschutzmanagement auf
- so auch in rietberg. anlass war der start der Kampa-
gne „die Klimaschützen rietberg“. dabei ging es um
die frage, wer für Presse- und Öffentlichkeitsarbeit und
bürgerbeteiligung zuständig ist und dabei welche auf-
gaben wann und wie wahrnimmt. an dieser stelle war
die „auftragsklärung“ nicht umfassend genug erfolgt.
Wir konnten dies aber nachholen und einen guten Weg
der Zusammenarbeit finden; die aufgabenhoheit liegt
bei der Pressestelle. auch mit dem Hochbau-amt gab
es unstimmigkeiten. Hier wurden bauvorhaben „kos-
tensparend“ so umgesetzt, dass aus statischen grün-
den die errichtung einer Photovoltaik-anlage auf dem
dach nicht mehr möglich war.“

Aufgaben und Zusammenarbeit die beispiele zei-
gen: es ist wichtig, innerhalb der Verwaltung gemein-
sam mit den Kolleginnen und Kollegen aufgaben, rol-
len und tätigkeiten des Klimaschutzmanagements zu
klären und wie die Zusammenarbeit ausgestaltet ist.
auch sollte deutlich werden, welche effekte das Ziel
„Klimaschutzkommune“ auf internes Handeln und
entscheiden hat.
die arbeit mit der „internen Zielgruppe“ der Kommu-
nalverwaltung steht für mich an erster stelle. deshalb

Der Rietberger Bücher-
Tausch-Schrank ist ein
praktisches und für jeden
nutzbares Projekt für
nachhaltigen Konsum

Der Themenbereich
„Klimaschutz und
Nachhaltigkeit“ in der
Stadtbibliothek bietet
neben Büchern und
Filmen auch ein
Strommessgerät zum
Ausleihen
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habe ich 2018 ein „energie- und Klimateam“ ge-
gründet und 2019 einen ideenwettbewerb unter
den Kolleginnen und Kollegen durchgeführt. auch
die regelmäßige abstimmung mit der fachbereichs-
leitung und der Verwaltungsspitze gehören zum
aufgabenfeld. 
die schnittstellen zu „externen Zielgruppen“ sind
teilweise fließend - insbesondere in bezug auf die
Kommunalpolitik. in rietberg wurde im november
2019 ein umfassender politischer beschluss zum Kli-
maschutz gefasst. der beschluss „maßnahmen zur
eindämmung des Klimawandels und seiner folgen“
setzt auf verschiedenen ebenen einen „neuen rah-
men“ und trägt damit zu einer Verbesserung der
wichtigen strukturen für das Klimaschutzmanage-
ment bei. als „externe Zielgruppen“ sind in rietberg
besonders die schulen und Kitas sowie die bürge-
rinnen und bürger zu nennen.

Pragmatismus und Zielstrebigkeit bei allen
Zielgruppen und in allen Projekten ist mir Pragma-
tismus und eine gewisse direktheit in form von
„deutlich sein“ wichtig. denn man muss sich be-
wusst sein, dass „schöne, kleine maßnahmen“ wie
etwa das stadtradeln in bezug auf den Klimaschutz
und die Ziele des Klimaschutzkonzeptes kaum eine
rolle spielen, da sie effektiv zunächst wenig Co2 ein-
sparen. Projekte mit wirklicher Klimarelevanz als
„harte maßnahmen“ bergen immer mehr Konflikt-
potenzial, da es bei zum beispiel bei sanierung, bau
oder Planung um hohe investitionen geht oder etwa
beim ausbau der Windenergie um akzeptanz und
politischen Willen.
die besten Projekte sind aus meiner sicht solche,
die ein umdenken und eine Veränderung von struk-
turen bewirken. die Zusammenarbeit mit Kitas und
schulen ist hierfür ein sehr gutes beispiel. neue
strukturen beginnen bei einer konsequenten müll-
trennung, gehen über ein nachhaltiges Kita-schul-
konzept und enden in einer bewusstseinsverände-
rung für mehr Klima- und umweltschutz - und das
nicht nur bei Kindern und Jugendlichen, sondern
auch bei mitarbeitenden der einrichtungen sowie
eltern und großeltern. 
meine stelle als Klimaschutzmanagerin bei der
stadt rietberg wurde zum 1. Juli 2020 nach ablauf
der masterplan-förderung aus kommunalen mit-
teln verstetigt. der politische rahmenbeschluss
vom november 2019 bietet eine sehr gute basis
für die weitere strategische und pragmatische ar-
beit. Zudem befinden sich viele Projekte in der
umsetzung – angefangen vom stadtweiten aus-
bau der öffentlichen elektro-ladeinfrastruktur,
dem aufbau eines nahwärmenetzes, der errich-
tung öffentlicher bücher-tausch-schränke bis hin
zum stadtradeln. Jedes Projekt spielt dabei seine
rolle im Klimaschutz(konzept) und hat seine eige-
ne bedeutung. ◼

Im Online-Portal Integration des Städte- und Gemeindebundes NRW unter
www.kommunen.nrw/integration tauschen sich die 360 Mitgliedskommunen des
Verbandes über ihre Integrations- und Flüchtlingsarbeit aus. Die Plattform dient als
Informationsbörse wie auch als Diskussionsforum.

Studie zur Wohnsituation von Geflüchteten
in einer Kurzanalyse des bundesamtes für migration und flüchtlinge (bamf) wird un-
tersucht, wie sich die Wohnsituation bei geflüchteten seit 2016 entwickelt hat. die
studie erfasst zudem die Wohnwünsche und umzugspläne von geflüchteten unter
berücksichtigung zeitlich befristeter Wohnsitzauflagen. demnach gelingt immer mehr
Zugewanderten der Übergang von einer gemeinschafts- in eine private unterkunft.
die studie lässt sich auf der internetseite des bamf unter www.bamf.de im bereich
themen/forschung herunterladen.

„Beispiel Integration 2020“ in der Stadt Sankt Augustin
mit der auslobung der auszeichnung „beispiel integration 2020“ möchten die stadt
sankt augustin und der integrationsrat des rates der stadt besonderes engagement
im bereich der integration würdigen. Vorgeschlagen werden können einzelpersonen,
ansässige organisationen, institutionen, unternehmen und Vereine, die sich in der
stadt im alltäglichen leben über das übliche maß hinaus um die integration und
gleichberechtigung von einwohnerinnen und einwohnern mit migrationsgeschichte
verdient gemacht haben und für eine gegenseitige anerkennung eintreten. 

Anstieg der Einbürgerungszahlen um mehr als zehn Prozent
im Jahr 2019 haben nach angaben des nrW-integrationsministeriums insgesamt
30.679 ausländerinnen und ausländer in nordrhein-Westfalen durch einbürgerung die
deutsche staatsangehörigkeit erhalten. das seien 3.030 Personen mehr als ein Jahr
zuvor und entspreche einer steigerung von 10,9 Prozent - dem höchsten Wert der ab-
soluten einbürgerungszahlen seit über zehn Jahren. den größten Zuwachs bei den ein-
bürgerungen gab es den angaben zufolge bei menschen aus großbritannien. ihre Zahl
stieg von 1.379 im Jahr 2019 um 179 Prozent auf 3.850 im Jahr 2019. dahinter folgten
syrische staatsangehörige. die Zahl der einbürgerungen erhöhte sich von 995 im Jahr
2018 um 32 Prozent auf 1.314 im Jahr 2019.

Umgang mit religiöser Vielfalt in Flüchtlingsunterkünften
durch religiöse Vielfalt können in flüchtlingsunterkünften Konflikte entstehen. Wel-
che lösungen sich anbieten und wie sozialarbeiterinnen und sozialarbeiter sowie
betreiber dafür sensibilisiert werden können, erläutert die Handreichung „religion
unterbringen“ des bochumer Centrums für religionswissenschaftliche studien
(Ceres). im ersten teil der broschüre gibt es einen Überblick über das thema religio-
sität von geflüchteten. anschließend schildern mitarbeitende von unterkünften
fälle, bei denen es zu Konflikten kam, und beschreiben bewährte techniken zur Kon-
fliktlösung. ein download ist über die Homepage der bibliothek der ruhr-uni in bo-
chum unter www.omp.ub.rub.de möglich.

Lerneinheit „Wohnen“ auf dem VHS-Ehrenamtsportal
die suche nach einer Wohnung ist für viele Zugewanderte eine große Herausforde-
rung. geflüchtete haben durch die sprachbarriere und die dadurch entstehende
Knappheit an informationen zusätzliche schwierigkeiten. gutes Hilfsmaterial für un-
terstützende wie geflüchtete bietet das VHs-ehrenamtsportal unter www.vhs-eh-
renamtsportal.de im rahmen des sprachmoduls „alltag“. die inhalte des VHs-Portals
lassen sich in der integrationsarbeit in der regel gut verwenden. die meisten beiträge
sind mit der Creative Commons lizenz eingestellt und können kostenfrei weiterver-
wendet werden.

Aktuelles aus dem Online-Portal
Integration des StGB NRW
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die stadt tönisvorst hat im mai 2019 als erste
Kommune in nordrhein-Westfalen die initia-
tive zur resolution zum „Klimanotstand“ be-

schlossen. die begriffe „Climate emergency - Klima-
notstand“ sind hierbei nicht als juristische grundlage
zur ableitung von notstandsmaßnahmen zu sehen.
die entscheidung der stadt, die Klimaresolution zu
unterstützen, steht am ende einer bereits über drei
Jahrzehnte währenden zielgerichteten kommunalen
umwelt,- energie- und Klimaschutzarbeit. das ergeb-
nis: der Co2-ausstoß konnte von 9,33 tonnen je ein-
wohner und Jahr (t/eW/a) im Jahr 1990 zwar gesenkt
werden, liegt jedoch immer noch bei 8,5 t/eW/a
(2011). Will die stadt tönisvorst dazu beitragen, den
globalen temperaturanstieg auf 1,5 °grad zu begren-
zen, muss alles darauf ausgerichtet werden, klima-
neutral zu werden.
um eine deutlichere minderung der treibhausgas-
emissionen zu erzielen, sind umfangreichere schutz-
maßnahmen als bisher erforderlich, die nur als ge-
samtgesellschaftliche aufgabe realisiert werden
können. mit der initiative zur resolution „Klimanot-
stand“ wurde ein neues umweltbewusstsein für die-
se Herausforderung geschaffen.

Mit dem Klimanotstand
neue Wege gehen
Mit der Unterstützung der Klimaresolution setzt die Stadt
Tönisvorst ein deutliches Zeichen, dass die bisherige
erfolgreiche städtische Klimapolitik weiterentwickelt
werden muss

Klimaschutz nur gemeinsam im Klimaschutz-
konzept der stadt tönisvorst vom dezember 2013 ist
für das bezugsjahr 2011 ein endenergieverbrauch von
829 gigawattstunden (gWh) beziffert worden. an
diesem endenergieverbrauch tragen die Wirtschaft
zu 34, der Verkehr zu 35 und die privaten Haushalte
zu rund 30 Prozent bei. der Verbrauch der Verwaltung
für gebäude und fuhrpark liegt bei ein Prozent. das
bedeutet: alleine schafft es die stadtverwaltung
nicht, die Klimaziele zu erreichen. 
mit den im Klimaschutzkonzept der stadt tönisvorst
ausgewiesenen maßnahmen sollten gemäß Zielset-
zung eine reduzierung der Co2-emissionen bis zum
Jahr 2020 um 25 Prozent gegenüber 1990 erreicht
werden. für den Zeitraum 2011 bis 2020 ist eine pro-
zentuale reduzierung von neun bis 15 Prozent ausge-
wiesen worden.
es ist zu erkennen, dass nur mit einer neuen Priorisie-
rung von Klimaschutzmaßnahmen der Co2-ausstoß
deutlicher gesenkt werden kann und dies als gesamt-
städtische aufgabe wahrgenommen werden muss.
das ist durch die resolution möglich geworden und
wird derzeit mit einem neuen Klimaschutzkonzept
umgesetzt. im rahmen der maßnahmenumsetzung
muss die stadt bei jedem betroffenen Projekt künftig
die auswirkungen auf das Klima - soweit möglich -
beziffern.

Finanzausstattung neu regeln Viele maßnah-
men scheitern an den finanzen. die resolution hat
dazu geführt, dass sich die Kommunen neu mit den
umsetzungshindernissen auseinandergesetzt ha-
ben. für tönisvorst ist eine effektivere Klimaschutz-
arbeit mit einer verbesserten finanzausstattung und
zusätzlichen personellen Kapazitäten verbunden.
bund und land müssen die Kommunen bei den Kli-
maschutzmaßnahmen in den bereichen, die nicht in
ihrem unmittelbaren einflussbereich liegen, wie
Wirtschaft, Haushalte und Verkehr, finanziell beson-
ders unterstützen, um die minderungsziele erreichen
zu können. ◼

 

Die Stadt Tönisvorst am
Niederrhein will den 
Klimaschutz vor Ort 
weiter vorantreiben
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Thomas Goßen ist 
bürgermeister der 
stadt tönisvorst

DER AUTOR



stÄdte- und gemeinderat 9/2020    17

Ehrgeizige Ziele auch
ohne Klimanotstand
Die Stadt Arnsberg hat sich ohne Ausrufung des
Notstandes auf den Weg zu einer resilienten und
bilanziell klimaneutralen Stadt gemacht

Ralf Paul Bittner ist 
bürgermeister der 
stadt arnsberg

DER AUTOR

zu wollen. und er muss bereit sein, die notwendige
transformation in allen sektoren zuzulassen. Klima-
schutz lässt sich nicht auf „energiesparen“ allein re-
duzieren. es braucht die mobilitäts-, gebäude-, bo-
den-, ernährungs-, Konsum-, Wirtschafts-, energie-
und bildungswende. 
in arnsberg ist der „Klimacheck“ bereits seit zehn Jah-
ren bestandteil aller rats- und ausschussvorlagen.
aber er ist nur ein einzelner baustein und eingebettet
in eine Vielzahl von strategien, maßnahmen und Pro-
jekten, die Klimaschutz und -anpassung zum Ziel ha-
ben: erfolgreiche radverkehrsförderung, flächenspa-
ren in Planung und bau, eine klimafreundliche
rathaus-sanierung, bildung für nachhaltige ent-
wicklung, renaturierung der ruhr als beitrag zum
Hochwasserschutz und zur biodiversität, aber auch
zum Zusammenwachsen der stadt. 
gerade entwickeln wir gemeinsam mit Wald und
Holz nrW und dem ministerium für umwelt, land-
wirtschaft, natur- und Verbraucherschutz des lan-
des nordrhein-Westfalen erste ideen, wie wir arns-
berg zukünftig als nachhaltigen bildungsstandort
positionieren können - unter anderem als Hoch-
schulstandort mit den schwerpunkten „Wald im
Wandel“ und „nachhaltige entwicklung“.

Nachhaltigkeitscheck angestrebt außerdem
wird der „Klimacheck“ ergänzt durch eine Prüfung auf
die auswirkungen auf menschen mit behinderung und
auf den demografischen Wandel. daraus wird dann zu
beginn der kommenden legislaturperiode der „nach-
haltigkeitscheck“ auf 82 leitbilder und Ziele der nach-
haltigkeitsstrategie eingeführt. 
dann wird auch erstmals der neue nachhaltigkeits-
beirat einberufen, der stadtgesellschaft, Wirtschaft
und alle relevanten institutionen zu diesem thema
zusammenbringt. Politisch wird das thema mit dem
neuen rat in einem „Zukunftssauschuss“ verankert,
der die organisatorisch hervorgehobenen themen-
felder „smart city“ und insbesondere die „nachhalti-
ge entwicklung“ berät und dort auch beschlusskom-
petenzen erhält. 
den „notstand“ auszurufen ist in der aktuellen situa-
tion ohne jeden Zweifel legitim und richtig. aber nur,
wenn er ausgangspunkt für eine ambitionierte Klima-
und nachhaltigkeitspolitik ist. er darf nicht zum fei-
genblatt verkommen. Wir müssen es tun! ◼

Die Renaturierung der
Ruhr und ihrer Neben-

gewässer im Stadt-
gebiet von Arnsberg

dient auch dem 
Klimaschutz
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bereits seit den 1990er-Jahren engagiert sich die
stadt arnsberg für den Klimaschutz: beginnend
mit einem ersten energieversorgungskonzept

1992, einem Co2-minderungskonzept 1999, einem Kli-
maschutzkonzept 2012 plus Klimaschutzmanager in
den Jahren 2012 bis 2017 und einem masterplan mobi-
lität 2030 in 2016. im Jahr 2016 wurde arnsberg mit
dem „european energy award“ ausgezeichnet.
der rat der stadt arnsberg hat als eine der ersten deut-
schen Kommunen die „musterresolution 2030 - agen-
da für nachhaltige entwicklung: nachhaltigkeit auf
kommunaler ebene gestalten“ unterzeichnet. im Jahr
2018 wurde eine nachhaltigkeitsstrategie mit dem Ziel
der resilienten und bilanziell klimaneutralen stadt
arnsberg im Jahr 2050 beschlossen. schon jetzt ist aber
klar, dass der ausstieg deutlich schneller bewerkstelligt
werden muss.

Aktives Handeln erforderlich generell ist die
stadt arnsberg nicht gegen die ausrufung des „Kli-
manotstandes“. die aktuell sichtbaren entwicklun-
gen machen ohne jeden Zweifel rasches Handeln er-
forderlich. aber: die ausrufung des Klimanotstandes
darf nicht reduziert werden auf eine einzelne signal-
handlung: ein bloßer „Klimacheck“ politischer Vorla-
gen wird der dringenden notwendigkeit des Han-
delns in allen sektoren nicht gerecht.
Wer den Klimanotstand ausruft, muss proaktiv han-
deln und bereit sein, einen sichtbaren beitrag leisten
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In vielen Kommunen des bevölkerungsreichsten Bundeslandes wird die Suche nach preisgünstigem
Wohnraum durch die Corona-Pandemie noch schwieriger. Attraktive öffentliche Kredit- und Zuschuss-
Programme sowie passende rechtliche Bestimmungen können aber in Nordrhein-Westfalen für
effektive Verbesserungen sorgen. Private Immobilienentwickler bieten dabei Komplettpakete an –
auch für Städte, die erstmals solche geförderten Projekte starten wollen. 

Wie Städte in Nordrhein-Westfalen jetzt 
bezahlbares Wohnen ermöglichen  

Vor allem Angebote für Familien, ältere Menschen und Studierende
sind gefragt und gut umsetzbar

der mangel an preisgünstigen Wohnungen ist in vielen
Kommunen zum beherrschenden thema geworden.
und jetzt könnte das Problem wegen der Corona-Pan-

demie noch akuter werden. aufgrund der unklaren einkom-
menssituation vieler beschäftigter steigen vielerorts bereits
nachfrage und bedarf. doppelt herausgefordert werden die
Hochschulstädte. schon jetzt zeichnet sich nämlich eindeutig
ab:  für studierende, die eine unterkunft suchen, gibt es wei-
terhin keine entspannung am Wohnungsmarkt.
      somit bleibt es bei der zentralen Herausforderung für die
städte, ausreichend Wohnraum zu schaffen, der zu den teil-
weise sinkenden budgets der menschen passt. Vor allem in
den zahlreichen ballungsräumen nordrhein-Westfalens sorgen
die hohen grundstückspreise für ein mietniveau, das viele
menschen nicht mehr bezahlen können. dort so günstig zu
bauen, um diese Kostenbelastung auszugleichen, ist mit frei
finanzierten immobilien faktisch unmöglich. gefördertes
Wohnen wird damit zum notwendigen gestaltungselement
– auch in kleineren städten und gemeinden. 
      „Wir haben herausgefunden, dass geförderte Wohnungen
vor allem den menschen helfen, welche bereits vor ort leben.
insofern ist die aktive unterstützung des geförderten Woh-
nungsbaues durch die Kommunen ein sehr wichtiger baustein
für eine positive soziale und wirtschaftliche entwicklung“,
sagt dr. stefan brauckmann, direktor am moses mendelssohn

institut, das sich intensiv mit der Wohnungsthematik in
deutschland beschäftigt: „die unternehmen stehen gerade
vor sehr großen Herausforderungen. im rahmen der not-
wendigen transformation ist es unerlässlich, für qualifizierte
arbeitskräfte attraktiv zu sein und diese langfristig zu binden.
die schaffung von budgetorientierten Wohnungen ist daher
elementar für eine effektive innovations- und Wirtschafts-
förderung.“
      das team um dr. brauckmann hat anhand amtlicher daten
für nordrhein-Westfalen berechnet, wie stark sich der bestand
an geförderten Wohnungen verändert hat. in den 1960er
Jahren lag hier der anteil bei fast 40 Prozent (siehe grafik).
derzeit sind es dort dagegen nur noch rund fünf Prozent –
ein absolut und relativ drastischer rückgang.

Studierende genießen
in Essen hochwertige
Möblierung, gute Lage
und günstige Mieten  

135 geförderte
SMARTments
student ent-
standen 
in Essen

Erfolgs-Beispiel für bezahlbares Wohnen:
45 neue geförderte Einheiten in Kerpen-Horrem 

FO
TO

S:
 ©

 M
AR

TI
N

 S
CH

M
Ü

D
D

ER
IC

H
 / 

G
BI

 H
O

LD
IN

G
 A

G



dennoch zögern auch in nordrhein-Westfalen viele Kommunen
mit dem bau geförderter Wohnungen. Zwar haben die städte
das seit langem bestehende Problem erkannt, können aber
oftmals aufgrund Personalmangels und allgemein knapper res-
sourcen nur sehr eingeschränkt handeln. doch es gibt spannende
Partner, etwa die gemeinnützige moses mendelssohn stiftung,
die sich über ihr tochterunternehmen gbi intensiv mit diesem
thema beschäftigt, Komplettpakete anbietet sowie bezahlbaren
Wohnraum konzipiert und schafft. insgesamt 300 geförderte
Wohnungen hat die gbi in den vergangenen zwei Jahren fertig-
gestellt. 320 sind derzeit in bau, weitere 500 projektiert. Hinzu
kommen geförderte studentenwohnheime.
       die bisherige Zurückhaltung vieler Kommunen kann sich
ändern, denn gerade in nordrhein-Westfalen gibt es attraktive
rahmenbedingungen für solche Kooperationen. Über zinsgünstige
Kredite, tilgungsnachlässe und direkte Zuschüsse ist günstiges
bauen möglich. „im ergebnis liegen auch bei qualitativ hochwertiger
ausstattung die mieten durchschnittlich etwa ein drittel unter
dem ortsüblichen Preis, vielerorts sogar noch deutlicher“, erläutert
Clemens Jung, geschäftsführer gbi Wohnungsbau und zuständig
für die Projekte in nordrhein-Westfalen. und trotz der Kooperation
mit privaten entwicklern ändert sich am schutz der mieter nichts.
die regulierungen bei miete und mieterhöhung bleiben dieselben.
aufteilungen und Kündigungen wegen eigenem bedarf oder nut-
zungsänderungen sind unmöglich. die städte behalten zudem
über die Kooperationen den einfluss bei der Vermietung.
      bedenken, dass mit sozialem Wohnungsbau strukturprobleme
heraufbeschworen werden, sind ebenfalls nicht angebracht.
inzwischen hat fast jeder zweite großstadt-Haushalt in deutsch-
land anspruch auf gefördertes Wohnen. und die moses men-

delssohn stiftung sowie die gbi setzen ein schon
an zahlreichen standorten bewährtes bau-Konzept
um. auch im geförderten Wohnungsbau sind at-
traktive immobilienangebote möglich: hochwertig,
barrierefrei und energetisch optimiert. Zudem
mischt die gbi bei vielen Projekten geförderte
und frei finanzierte Wohnungen. auch werden
Kindertagesstätten oder Pflegeangebote integriert.
„all das schafft eine ausgewogene struktur in
den neu entstehenden Quartieren und baugebie-
ten“, so Clemens Jung: „eine aufwertung für jede
stadt.“  

erfolgs-beispiele für gefördertes Wohnen in
nrW gibt es bereits mehrere. so hat die gbi ge-
meinsam mit ihrem beteiligungsunternehmen
nord ProJeCt in Kerpen-Horrem bei Köln insge-
samt 45 einheiten zum Jahresbeginn fertiggestellt.

www.gbi-wohnungsbau.de 
www.gbi.ag/gefoerdertes-wohnen
www.smartments-student.de
telefon: (030) 310 18 15-0; (069) 26 49 753 - 10

KONTAKT

21 Wohnungen – rund 41 bis 125 Quadratmeter groß – wurden
dabei direkt vermietet, für günstige 5,75 bis 6,65 euro pro Qua-
dratmeter. Vor allem große familien mit bis zu sechs Personen
und senioren ab 60 Jahren konnten dort einziehen, um eine
gute bewohner-mischung zu erreichen. Hinzu kommen 24 ein-
zelapartments in gruppenwohnungen für ältere und hilfsbe-
dürftige bürger, die von der arbeiterwohlfahrt (aWo) betrieben
werden. 
      das erste geförderte studentenapartment-Projekt bauten
gbi und nord ProJeCt in essen. die 135 studierenden in dem
smartments student wohnen in der natorpstraße 8-12 in ein-
zel-apartments mit einer durchschnittlichen größe von ca. 20
Quadratmetern. die apartments sind voll möbliert, stets inklusive
bad und Kochzeile und mit hochwertiger ausstattung. die för-
derdarlehen des landes nordrhein-Westfalen, die über den
kompletten Zeitraum günstige mieten garantieren, laufen über
20 Jahre. in essen wurde ein großer teil der investitionssumme
von mehr als 10 millionen euro in form eines förderdarlehens
des landes nordrhein-Westfalen gewährt. finanzierungspartner
ist die stadtsparkasse essen.
      im technologiepark am Paderborner südring ist zudem der
bau von 231 neuen studentenapartments in vollem gange. im
kommenden Jahr ziehen die jungen leute dort ein. bisher
umfasst die smartments student-reihe 18 Wohnheime, sowohl
frei finanziert als auch staatlich gefördert konzipiert. der ge-
meinnützige betreiber fds, der wie gbi und nord ProJeCt
zum Verbund der moses mendelssohn stiftung gehört, hat in
diesem bereich mehr als 40 Jahre erfahrung. Jung: „deshalb
können wir es gut beurteilen: aufgrund der in den bundesländern
sehr unterschiedlichen förderbedingungen hat nrW auch beim
geförderten studentischen Wohnen Vorbild-Charakter.“

Quelle: NRW.Bank 2014; StaLa 2020; Deutscher Bundestag 2017, 2018, 2019,
2020 (Drucksachen: 18/11403; 18/13054; 19/19960; 19/10220; 19/3500)

Die Standard-Förderprogramme in 
Nordrhein-Westfalen
•  Darlehen für gefördertes Wohnen werden aktuell entweder komplett

zinsfrei oder zinsgünstig (0,5 Prozent Zinsen) gewährt. 

•  Das Darlehen pro Quadratmeter beträgt je nach Zweckbestimmung (Ein-
kommensgruppe A oder B, Mietstufen 1-4, regionale Unterschiede) zwi-
schen 1.150 Euro und 2.250 Euro.

•  Die Laufzeit der Darlehen und damit die Mietpreisbindung beträgt 
    20, 25 oder 30 Jahre.

•  Je nach Mietniveau der Gemeinde gibt es einen zusätzlichen Tilgungs-
nachlass von 15 oder 25 Prozent. Dieser liegt bei der 30-jährigen Zins-
bindung sogar bei 20 bzw. 30 Prozent. 

•  Optionale Zusatzförderungen sind möglich: beispielsweise 15.000 Euro
Zusatzdarlehen für einen Aufzug, 10.000 Euro je erschlossenem Ge-
schoss (maximal 55.000 Euro) oder 7.000 Euro bei Wohnraum für Men-
schen mit Schwerbehinderung.

•  Für das Segment des studentischen Wohnens werden als Darlehens-
und Förderpauschalen 55.300 Euro (Mietstufen 1-3) bis 62.800 Euro
(Bonn, Düsseldorf, Köln und Münster) gewährt. Für Bäder und Gemein-
schaftsflächen gibt es zusätzliche Fördermittel.

•  Das Gesamtbudget für gefördertes Wohnen betrug 2019 in NRW 937,9
Millionen Euro. Neben den Darlehen entfielen dabei 243,0 Millionen auf
Zinssubventionen und 194,5 Millionen auf direkte Zuschüsse. 
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Entwicklung des preisgebundenen Wohnungsbestandes in
Nordrhein-Westfalen:
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Bund und Land NRW wollen Abstandsflächen zu Windenergieanlagen und
eine finanzielle Beteiligung von Kommunen sowie Bürgerinnen und Bürgern
einführen

Höhere Akzeptanz für Windräder
durch bessere Beteiligung

für das erreichen der Klimaschutzziele und das
gelingen der energiewende ist deutschlandweit
ein ambitionierter ausbau der erneuerbaren

energien erforderlich. dazu hat die bundesregierung
im november 2016 den Klimaschutzplan 2050 verab-
schiedet. er gibt das langfristige Ziel vor, bis zum Jahr
2050 weitgehend treibhausgasneutral zu werden. 
Hintergrund hierfür war deutschlands Zustimmung
zum Pariser Klimaschutzabkommen der Vereinten
nationen. bis zum Jahr 2030 verfolgt die bundesre-
gierung das Zwischenziel, den anteil der erneuerba-
ren energien auf 65 Prozent auszubauen. die Wind-
energie ist ein zentraler baustein zur erreichung der
Klimaschutzziele.

Ausbau und weiterer Bedarf Heute stehen fast
31.000 Windräder in deutschland. bis ende 2019 wa-
ren über die Windkraft an land bundesweit 52,7 giga-
watt (gW) installiert. ihr anteil an der nettostromer-
zeugung lag nach angaben des fraunhofer instituts
anfang 2020 bei rund 35 Prozent. 
Windkraft liefert damit den größten anteil am deut-
schen strom, wenn die konventionelle stromerzeu-
gung - atom- und Kohleverstromung - einzeln 
betrachtet wird. nach berechnungen der bundes-

netzagentur ergibt sich allein bei der Windkraft an
land ein zusätzlicher ausbaubedarf von 14,3 bis 18,3
gW bis 2030. ohne diesen ausbau wird das 65 Pro-
zent-Ziel nicht erreicht werden können. 
auch die landesregierung nrW strebt nach der am
10. Juli 2019 beschlossenen energieversorgungsstra-
tegie ein starkes Wachstum bei den erneuerbaren
energien an. danach soll bis zum Jahr 2030 die in-
stallierte Windenergie-leistung gegenüber anfang
2018 auf 10,5 gW verdoppelt werden. 
im vergangenen Jahr haben in nrW 3.767 Windener-
gieanlagen mit einer leistung von 5.920 megawatt
(mW) und rund 280.000 Photovoltaik-anlagen mit
einer installierten leistung von knapp 5.300 mW für
erneuerbaren strom gesorgt, gefolgt von 1.343 bio-
gasanlagen und 438 Wasserkraftanlagen mit 873 mW
und 187 mW installierter leistung. gemeinsam brin-
gen es die erneuerbaren in nrW auf einen anteil von
16,1 Prozent am stromverbrauch.

Hemmnisse beim Ausbau 2019 war das zu-
bauschwächste Jahr für die Windenergie seit 1998.
die im vergangenen Jahr in der bundesrepublik
deutschland in betrieb gegangenen 282 Windräder
erbrachten eine Windenergieleistung von 958 mW

Rudolf Graaff ist 
beigeordneter 
beim städte- und 
gemeindebund
nrW

DER AUTOR

Kommunen sowie
Bürgerinnen und 

Bürger sollen künftig
stärker von Wind-

energieanlagen 
profitieren
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brutto. das entspricht einem minus von 61 Prozent
gegenüber dem bereits schwachen ausbaujahr 2018.
auch in nrW sah sich die Windenergiebranche im
Jahr 2019 mit zahlreichen Hemmnissen konfrontiert,
die sich negativ auf die bilanz des vergangenen Jahres
ausgewirkt haben. Zwar steht nrW 2019 beim Zubau
im ländervergleich mit 45 Windrädern und 151 mW
leistung an dritter stelle hinter niedersachen und
brandenburg, dennoch bedeutet dies gegenüber dem
Jahr 2018 mit 106 Windrädern und einer leistung von
331 mW einen weiteren deutlichen einbruch.
die gründe hierfür sind vielfältig. die im Jahr 2000
eingeführte staatliche einspeisevergütung läuft nach
20 Jahren für altanlagen aus. ab dem nächsten Jahr
entfällt für sie die lukrative einspeisevergütung von
neun Cent pro Kilowattstunde (ct/kWh), was sich ne-
gativ auf die rentabilität dieser anlagen auswirkt.
gleichzeitig ist die durchschnittliche genehmigungs-
dauer von drei auf 18 monate je anlage gestiegen.

Schwindende Akzeptanz ursache hierfür ist die
schwindende akzeptanz in der bevölkerung. im rah-
men der kommunalpolitischen beratungen um die
ausweisung neuer Windenergieflächen regen sich oft
Widerstände von umweltverbänden sowie betroffe-
nen bürgerinnen und bürgern, in deren nähe anlagen
errichtet werden sollen. deutschlandweit haben sich
inzwischen 1.000 bürgerinitiativen gegen die Wind-
energie gegründet. 
Windkraftanlagen stehen regelmäßig in ländlichen
gebieten. die menschen vor ort haben vielfach das
gefühl, dass sie zwar einen beitrag zur transformati-
on der energieerzeugung leisten müssen, dafür aber
die lasten alleine und ohne jeglichen ausgleich zu
tragen haben. sie müssen die Windräder vor ihrer
Haustür mit ihren emissionen - etwa geräusche,
schattenwurf und blinklichter - sowie der beein-
trächtigung des landschaftsbildes und des natur-
schutzes erdulden.

Akzeptanzsteigernde Maßnahmen um der
schwindenden akzeptanz in der bevölkerung entge-
genzuwirken, will die bundesregierung abstandsflä-
chen zu Windenergieanlagen und eine finanzielle be-
teiligung von Kommunen sowie bürgerinnen und
bürgern einführen. nachdem der ursprüngliche Vor-
schlag des bundesministeriums für Wirtschaft und
energie (bmWi), einen mindestabstand von 1.000 me-
tern bundeseinheitlich im baugesetzbuch (baugb)
vorzugeben, nicht durchsetzbar war, haben bundes-
tag und bundesrat ende Juni und anfang Juli be-
schlossen, in § 249 abs. 3 baugb eine länderöffnungs-
klausel aufzunehmen. 
mit dieser sogenannten opt-in-lösung ist die ent-
scheidung auf die länder übertragen worden. sie kön-
nen nun durch landesgesetz mindestabstände von
höchstens 1.000 metern festlegen und auch die
Wohnbebauung bestimmen, zu der die abstände ein-

zuhalten sind. dabei können sie auch unterschiedli-
che mindestabstände für unterschiedliche Wohnnut-
zungen festlegen. Jetzt laufen in nrW die beratun-
gen, wie die landesregierung diesen spielraum auf
landesebene umsetzen wird.
Zugleich hat die bundesregierung beschlossen, einen
einheitlichen rahmen für eine finanzielle beteiligung
der bürgerinnen und bürger sowie der Kommunen an
den erträgen der Windräder zu schaffen. dazu hat das
bmWi am 12. mai 2020 ein eckpunktepapier vorge-
legt, das die Kombination eines kommunalen beteili-
gungsinstruments mit einem bürgerbeteiligungsin-
strument vorsieht. 

Kommunales Beteiligungsinstrument das
kommunale beteiligungsinstrument soll als im erneu-
erbare-energien-gesetz (eeg) integrierte verpflich-
tende Zahlung an die standortkommune ausgestaltet
werden, die der betreiber von Windenergieanlagen
jährlich an die standortkommune der Windenergie-
anlagen leisten muss. die Verpflichtung soll nur für
neue Windenergieanlagen gelten, die ab dem Jahr
2021 einen Zuschlag bei ausschreibungen und eine
Vergütung nach dem eeg erhalten. 
die Höhe der Zahlung soll sich am stromertrag der
Windenergieanlagen und damit an den erzeugten Ki-
lowattstunden (kWh) im vorangegangenen Jahr be-
messen. Pro kWh stromertrag ist eine Zahlung von
mindestens 0,2 Cent (ct) vorgesehen, so dass sich nach
angaben des bmWi die Zahlung des anlagenbetrei-
bers an die Kommune je nach standortgüte und
stromertrag auf etwa 20.000 euro pro Jahr summie-

 
 

  
 

Neue Windräder und
Windparks sollen
durch mehr Geld für
die Gemeinden und
günstigen Strom für
die Betroffenen 
attraktiver werden
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ren kann. rechtliche grundlage der Zahlung soll ein
schenkungsvertrag sein und die Zahlungsdauer soll
sich nach dem eeg-Vergütungsanspruch richten.
das modell bietet eine gute basis für eine lösung, die
den unterschiedlichen interessen gerecht werden
kann. um die akzeptanz dauerhaft zu erhalten und
den kommunalen Vertreterinnen und Vertretern vor
ort die entscheidung für den notwendigen ausbau zu
erleichtern, sind aber einige elementare anpassungen
erforderlich.

Anpassungen aus kommunaler Sicht geht man
von durchschnittlich 2.700 Volllaststunden einer 
4 mW-Windkraftanlage aus, erscheint die vom bmWi
ermittelte Wertschöpfungsbeteiligung von rund
20.000 euro pro Jahr durchaus erreichbar. allerdings
beträgt die förderhöchstdauer maximal 20 Jahre. die
immissions-belastungen bleiben für die menschen
aber über die eeg-förderung hinaus bestehen und
auch der betreiber verdient weiterhin geld mit dem
Windrad. folglich müssen die Zahlungen auch nach
beendigung der eeg-förderung fortgesetzt werden.
sie könnten aber, soweit dies zur sicherung der anla-
genrentabilität erforderlich ist, verringert werden,
zum beispiel auf 0,1 ct/kWh.
für die akzeptanzfördernde Wirkung ist es des Wei-
teren unerlässlich, dass sich die gemeinden auf feste
einnahmen verlassen können. daher sollte im eeg ei-
ne mindestzahlung festgelegt werden. diese könnte
beispielsweise 10.000 euro jährlich je anlage betra-
gen. sie sollte - unabhängig von der Zahlung nach
stromertrag je kWh - als untergrenze garantiert sein.
bedauerlich ist, dass die eckpunkte die Zahlungen le-
diglich für neue anlagen vorsehen. dies scheint der
bundesregierung zur sicherung der Planungs- und
Kalkulationsgrundlagen für vorhandene anlagen ge-
boten zu sein. demnach wären bestandsanlagen von
dem Vergütungsmodell ausgenommen.
sinnvoll wäre auch, die beteiligung nicht nur auf die
standortgemeinde zu beschränken, sondern die an-
grenzende nachbarkommune einzubeziehen. dies
hätte den Vorteil, dass die tatsächlichen lasten bes-
ser abgebildet werden können. um beeinträchtigun-
gen für die anwohnerinnen und anwohner zu mini-
mieren, werden Windräder oftmals an der eigenen
gemeindegrenze geplant. sie stehen dann häufig in
der nähe von ortschaften der nachbargemeinde, de-
ren bürgerinnen und bürger ebenfalls den emissio-
nen ausgesetzt sind. sind die nachbargemeinden
aber von der Wertschöpfungsbeteiligung ausge-
schlossen, ist die gefahr nicht gering, dass von dort
rechtsmittel gegen den ausbau eingelegt werden.
daher sollten sie ebenfalls finanziell beteiligt wer-
den. dies würde auch die bereitschaft zu interkom-
munalen Windparks erhöhen, da beide gemeinden
die gelegenheit nutzen könnten, flächen ihres Ho-
heitsgebietes für einen gemeinsamen standort zu
überplanen.

Bürgerbeteiligungsinstrument die bürgerbeteili-
gung bildet nach dem eckpunktepapier des bmWi die
zweite Komponente der akzeptanzfördernden maß-
nahmen. sie ist als zusätzliches und freiwilliges ange-
bot der anlagenbetreiber konzipiert und soll den be-
wohnerinnen und bewohnern der standortkommune
in form eines vergünstigten bürgerstromtarifs ange-
boten werden.
der vergünstigte tarif soll maximal 90 Prozent der Hö-
he des örtlichen grundversorgertarifs betragen dürfen.
den bewohnerinnen und bewohnern würde dies - je
nach Höhe ihres bisherigen strombezugs - eine erspar-
nis von 100 bis 200 euro pro Jahr gegenüber dem
grundversorgungstarif einbringen. sobald der anla-
genbetreiber aber mindestens 80 vergünstigte strom-
lieferverträge mit bewohnerinnen und bewohnern der
standortkommune abgeschlossen hat, soll sich die
mindestzahlung an die Kommune auf 0,1 ct/kWh re-
duzieren.

Bürgerstromtarif aus kommunaler Sicht da die
anrechnung des bürgerstromtarifs auf die Zahlungen
an die standortkommune deren finanzielle beteili-
gung deutlich schmälern würde, ist dieses Verfahren
abzulehnen. aus kommunaler sicht sollten Überle-
gungen für einen bürgerstromtarif von der Wert-
schöpfungsbeteiligung der gemeinden abgekoppelt
werden. bürgerinnen und bürger sowie Kommunen
dürfen nicht gegeneinander ausgespielt werden.
individuell wirkende modelle zum belastungsaus-
gleich sind aber schon aus grundsätzlichen erwägun-
gen zu hinterfragen. sie wirken nur zugunsten ein-
zelner und nicht zugunsten der allgemeinheit.
Zudem würde die gefahr eines dominoeffekts durch
immer neue forderungen nach persönlichen Ver-
günstigungen für andere störende infrastrukturpro-
jekte drohen - etwa für bürgerinnen und bürger, die
von umgehungsstraßen, autobahnanschlüssen oder
stromtrassen betroffen sind. es ist zweifelhaft, ob auf
diesem Weg gesellschaftliche Konflikte gelöst wer-
den können. ◼

Mit Unterstützung
durch Bürgerschaft
und von der Gemein-
de getragen entsteht
in Coesfeld derzeit 
einer der größten
Windparks in NRW
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im südlichen ostwestfalen liegt lichtenau, ein ort
mit 11.500 einwohnerinnen und einwohnern, der
mittlerweile nicht nur unter fachleuten den ruf der

„Windenergiehauptstadt nrW“ trägt. bereits zu be-
ginn der 1990er-Jahre machten sich die ersten Wind-
kraftpioniere auf, den ertragreichen raum der „Pader-
borner Hochfläche“ um lichtenau zu erschließen. 
damals eröffnete im nördlichen stadtteil asseln der
größte Windpark europas mit 67 Windrädern. Hinzu
kamen kurze Zeit später 35 anlagen im Windpark at-
teln an der gemeindegrenze. nach den Pionier- und
gründerjahren kam es in den Jahren 2014 bis 2019 zu
einem zweiten schub der Windkraftentwicklung. 80
hochmoderne anlagen wurden in dieser Zeit gebaut
- mit einem umsatzvolumen von über einer halben
milliarde euro. 

Alle an einem Strang Wichtig war es immer, die
menschen vor ort mitzunehmen und die Vorteile,
aber auch die einschränkungen im offenen diskurs
auszutragen und darüber hinaus die politischen und
gesellschaftlichen gremien einzubinden. ein rechts-

Mit 172 Windenergieanlagen und jährlich 731 Gigawatt umweltfreundlich
erzeugtem Windstrom gilt Lichtenau als die Windenergie-Hauptstadt in
Nordrhein-Westfalen

Eine städtische Erfolgsgeschichte
durch Windkraft

icherer, vorbildlicher flächennutzungsplan mit fünf
klar festgelegten Windkraftzonen war die basis für
den weiteren aufschwung.
mittlerweile stehen in lichtenau 173 anlagen, die zu-
meist mit modernster anlagentechnik ausgerüstet
sind, und jährlich 731 gigawatt umweltfreundlichen
Windstrom erzeugen. damit produzieren die Wind-
kraftanlagen neun mal so viel strom wie lichtenaus
bürgerinnen und bürger verbrauchen. eine 100.000
einwohnerstadt wie Kaiserslautern könnte damit ein
Jahr mit strom versorgt werden. 
neben der kulturellen und traditionsreichen entwick-
lung spielte der technologische aspekt in der ent-
wicklung schon frühzeitig eine bedeutende rolle in
der Profilbildung der stadt lichtenau. Ziel war und
ist es, das image als „energiestadt“ weiter auszubau-
en und über fachkreise hinaus publik und weiter be-
kannt zu machen. dafür gab es wichtige flankierende
maßnahmen in lichtenau, die zu einer akzeptanzer-
höhung führten. so wurde 2005 das technologiezen-
trum für Zukunftsenergien (tZl) in betrieb genom-
men. 

Josef Hartmann ist
bürgermeister der
stadt lichtenau

DER AUTOR

Die Stadt Lichtenau
produziert neunmal

so viel Strom aus
Windenergie, wie
ihre Bürgerinnen

und Bürger 
verbrauchen
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Zentrum für Zukunftsenergien das tZl ist ein
Vorzeigeobjekt für den ressourcenschonenden 
umgang mit energien und stellt sich in seiner Vor-
bildfunktion als ausschließlich mit regionalen, 
erneuerbaren energien versorgtes, energieeffizien-
tes gebäude dar. durch regelmäßige informations-
veranstaltungen und Kongresse wird der ausbau zu
einem überregionalen Kompetenzzentrum forciert.
Ziel ist es aber auch, die bürgerinnen und bürger der
Kleinstadt und die kommunale Verwaltung in die
energetischen Prozesse einzubinden, sowie interes-
sierte aus der region zusammenzuführen und ihnen
eine Plattform für den austausch im technologie-
zentrum zu den verschiedenen themenbereichen zu
geben.
seit mitte des Jahres 2015 ist auch die stelle des Kli-
maschutzmanagers der stadt lichtenau im tZl an-
gesiedelt. auftrag ist es, das integrierte Klima-
schutzkonzept mit allen facetten aus den bereichen
energieeffizienz, erneuerbare energien, elektromo-
bilität, umweltschutz und Klimafolgenanpassung
umzusetzen.
ebenfalls im tZl ansässig ist die bürger- und ener-
giestiftung lichtenau Westfalen. sie setzt sich un-
ter anderem dafür ein, dass die bürgerinnen und
bürger der stadt mittelbar an den erlösen der Wind-
kraftanlagen beteiligt werden. Jährlich fließen so
etwa 200.000 euro in die Kassen der sportvereine,
Jugendeinrichtungen sowie musik- und Kunstver-
eine oder andere einrichtungen.

Windpark der Stadtwerke unweit des Kompe-
tenzzentrums wurde ein weiterer meilenstein auf
dem Weg zur autarken energiestadt lichtenau ver-
wirklicht. die stadtwerke lichtenau - eine 100-pro-
zentige tochter der stadt -, die von einem bürokom-
plex des tZl aus agieren, betreiben seit beginn des
Jahres 2017 einen eigenen Windpark. 26,5 millionen
euro haben sie in insgesamt fünf Windkraftanlagen
vom typ enercon e-115 mit jeweils 206 meter ge-
samthöhe und drei megawatt leistung investiert.
die Windkraftanlagen sind für eine laufzeit von 20
Jahren ausgelegt, analog zu den einspeisevergü-
tungen aus dem erneuerbare-energien-gesetz. in
diesem Zeitraum erhält die stadt lichtenau aus
dem Windpark Hakenberg gewerbesteuereinnah-
men von 800.000 euro.

Schulungszentrum ein Quantensprung in der
entwicklung der energiestadt lichtenau stellt über-
dies das engagement der firma enercon dar. der
global Player der erstellung und errichtung von
Windkraftanlagen hat im september 2019 den be-
trieb eines eigenen schulungszentrums in lichte-
nau aufgenommen. dabei kommen die Kunden
nicht nur aus deutschland. es sind inhaber von
Windkraftanlagen, betriebsführer und Planer aus
der ganzen Welt. im enercon training Center in lich-

tenau werden sie mit Kenntnissen zu investitionen
und der sicherheitstechnik vertraut gemacht. 
nicht zuletzt engagiert sich die stadt lichtenau seit
Januar 2019 auch im bereich der Wissenschaft. Zu-
sammen mit der rheinisch-Westfälischen techni-
schen Hochschule aachen (rWtH), der energie-
agenturnrW, dem Kreis steinfurt und dem
bet-büro für energiewirtschaft und technische Pla-
nung gmbH ist ein gemeinsames dreijähriges for-
schungsprojekt gestartet. Ziel ist es, belastbare da-
ten für ein kommunales energiesystem auf basis
von erneuerbaren energien zu erhalten und auf an-
dere Kommunen übertragbar zu machen. ein wei-
teres indiz für uns in lichtenau, dass wir uns auf
dem richtigen Weg befinden. ◼

Das Technologiezentrum
für Zukunftsenergien ist
eine Plattform für den
Austausch rund um das
Thema erneuerbare 
Energien
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Im November 2016 
weihten Hermann 
Dickgreber, Geschäftsfüh-
rer der Stadtwerke 
Lichtenau, der damalige
NRW-Minister Franz-
Josef Lersch-Mense und
Bürgermeister Josef 
Hartmann den Windpark
der Stadtwerke ein 
(v. links)
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… ein großer Schritt für weltweit faire Arbeitsbedingungen
Kreise, Städte und Gemeinden leisten mit dem Einkauf fair produzierter Waren einen 
positiven Beitrag für Umwelt- und Sozialstandards und zur globalen Nachhaltigkeit. 
Die Servicestelle Kommunen in der Einen Welt berät, fördert und vernetzt bei der Um-
setzung von kommunalen Maßnahmen für Fairen Handel und Faire Bescha� ung.

Wir beraten Sie . Telefon: 0228 20 717 - 670 . www.kommunal-global-engagiert.de
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Städte und Gemeinden können für Maßnahmen zum Klimaschutz und zur
Klimafolgenanpassung verschiedene Förderprogramme auf EU-, Bundes- und
Landesebene nutzen

Fördermittel für Kommunen
der Zukunft

Klimaschutz und Klimafolgenanpassung haben in
den letzten Jahren im kommunalen arbeitsall-
tag enorm an bedeutung gewonnen. Zuneh-

mend werden maßnahmen zur Vermeidung von Kli-
mafolgen sowie zur einhaltung der Pariser Klimaziele
geplant und umgesetzt. städtebauliche Konzepte, mo-
bilitätsstrategien, Klimaschutzkonzepte und andere
kommunale Konzepte werden dabei als grundlage ge-
nutzt, um klimafreundliche investitionen integriert zu
berücksichtigen.
maßnahmen stehen dabei in der regel nicht isoliert,
sondern werden bei den „sowieso-aufgaben“ der
Kommunen mitgedacht. das liegt auch daran, dass Kli-
maschutz und Klimafolgenanpassung ein fester be-
standteil in zahlreichen förderprogrammen geworden
sind. in Zukunft ist - insbesondere auch wegen der Co-
rona-Krise - noch mit einem deutlichen anstieg der för-
dermöglichkeiten zu rechnen, zumal in vielen techni-
schen und rechtlichen Vorgaben energetische und
ökologische fragestellungen zunehmend als Pflichtbe-
standteile integriert werden.

Aktuelle Rahmenbedingungen der „green deal“
der europäischen Kommission hat deutlich herausge-

stellt, dass Klimaschutz und Klimaanpassung bedeu-
tende Zukunftsaufgaben darstellen. auch auf bundes-
und landespolitischer ebene sind durch verschiedene
gesetze und Vorgaben klare schwerpunkte in den bei-
den themenbereichen erkennbar. den Kommunen
kommt bei der erforderlichen umsetzung von maß-
nahmen eine weitreichende bedeutung zu. sie bestim-
men durch ihr Handeln entscheidend mit, wie die loka-
le umsetzung vorangebracht wird.
neben harten und weichen Vorgaben in gesetzen und
Vorschriften gibt es in den letzten Jahren vermehrt bür-
gerschaftliche initiativen wie „friday for future“, die die
politischen und gesellschaftlichen rahmenbedingun-
gen für kommunale investitionen stark beeinflussen.
als Konsequenz haben verschiedene Kommunen Kli-
maschutzziele oder den Klimanotstand beschlossen.
für die umsetzung dieser beschlüsse stehen vielfältige
fördermittel auf eu-, bundes- und landesebene zur
Verfügung. 

Beratungsangebote des Landes seit über zwölf
Jahren berät die Kommunal agentur nrW durch das
vom Wirtschaftsministerium nrW beauftragte Projekt
PlattformKlima.nrW die Kommunen in nrW bei allen

Simon Knur ist 
referent für technik
und umwelt bei der
Kommunal agentur
nrW

DIE AUTOREN

Dr. Ralf Togler ist 
sachbereichsleiter
technik und umwelt
bei der Kommunal
agentur nrW

Die Förderung von 
Klimaschutzprojekten in

Kommunen hat in den
vergangenen Jahren

deutlich zugenommen
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strategischen fragen rund um den Klimaschutz. einen
schwerpunkt der beratung bilden unterstützungen
beim Zugang zu fördermitteln - hier im besonderen
zur Kommunalrichtlinie.
fachliche einstiegsberatungen im themenfeld energie
werden durch die energieagentur.nrW angeboten. die
Kommunalberaterinnen und -berater der nrW.bank
unterstützen bei kfw-angeboten sowie bei förderun-
gen des landes. und die bezirksregierungen helfen bei
speziellen förderaufrufen.

Nationale Klimaschutzinitiative Wichtigster bau-
stein der Klimaschutzförderung für Kommunen ist die
Kommunalrichtlinie des bundesministeriums für um-
welt, naturschutz und nukleare sicherheit (bmu). in
den vergangenen zehn Jahren haben hierüber viele
Kommunen den Klimaschutz auf der lokalen ebene
und in der eigenen Verwaltung strategisch aufgestellt
und in die Verwaltungsabläufe integrieren können. 
neben der förderung von konzeptionellen Klima-
schutzstrategien wurden zusätzlich für bis zu fünf
Jahre Personalförderungen für die umsetzung von
maßnahmen gewährt. Viele dieser geförderten Kli-
maschutzmanagerinnen und -manager sind nach
ablauf der Projektförderung in die Verwaltungen
übernommen worden und haben den Klimaschutz in
ihrer Kommune als Querschnittsaufgabe etabliert. 

Änderung der Personalförderung in regelmäßi-
gen abständen werden die fördergegenstände und -
quoten der Kommunalrichtlinie überprüft und neu
festgesetzt. seit der letzten größeren umgestaltung
2019 wird die stelle des Klimaschutzmanagements be-
reits parallel zu der Konzepterstellung gefördert. die
Klimaschutzmanagerin oder der Klimaschutzmanager
ist damit aktiv am Konzept beteiligt und hat nach der
zweijährigen Konzepterstellung drei Jahre Zeit, die mit-
entwickelten maßnahmen auf den Weg zu bringen.
davor war eine Personalförderung erst nach Vorliegen
eines Konzepts möglich. die neue Klimaschutzmana-
gerin oder der neue Klimaschutzmanager musste da-
her ein Konzept umsetzen, das sie oder es selbst nicht
mitgestaltet hatte. dies führte immer dann zu Proble-
men, wenn die Konzepterstellung von der Kommune
aus personellen gründen nicht genügend begleitet
wurde und externe dienstleister Konzepte allein auf-
stellen mussten. 
mit der Überarbeitung der Kommunalrichtlinie wurde
einer der größten Kritikpunkte beseitigt, auch wenn
der Klimaschutzmanagerin oder dem Klimaschutzma-
nager jetzt weniger Zeit - drei statt fünf Jahre - für die
umsetzung bleibt.

Förderung von Klimaschutzprojekten Klima-
schutzkonzepte liegen mittlerweile bei über 70 Prozent
der Kommunen in nrW vor. Über die Kommunalricht-
linie können aber auch investive Klimaschutzprojekte
gefördert werden. dazu gehören etwa energieeffizien-

te belüftung und beleuchtung in den kommunalen be-
standgebäuden, mobilitätstationen, digitalisierung in
der Verkehrssteuerung, radverkehrsanlagen oder ener-
gieeffizienzsteigerung in der Ver- und entsorgung. 
ein Kritikpunkt ist, dass die förderung der Klima-
schutzteilkonzepte in 2019 gestrichen wurde. es wer-
den zwar weiterhin thematische Potenzialstudien
gefördert. Viele Handlungsfelder, die in der Vergan-
genheit gefragt waren, sind allerdings nicht mehr
über die Kommunalrichtlinie förderbar. so besteht in
nrW weiterhin eine große nachfrage zu ergänzen-
den Klimastrategien im bereich der mobilität, der ei-
genen liegenschaften und der Klimafolgenanpas-
sung. Viele der geförderten Klimakonzepte dienen
gleichzeitig als strategische Handlungsleitlinie für in-
vestitionen und ideensammlungen, um bei den oft
kurzfristigen förderaufrufen der verschiedenen stel-
len kurzfristig reagieren zu können.
Von der speziellen Klimaschutzförderung im investiven
bereich profitiert hat beispielsweise der radverkehr.
Über die bmu-förderung „Klimaschutz durch radver-
kehr“ wurden in nrW bereits zahlreiche Projekte reali-
siert. angefangen bei der e-bike-garage in bochum, die
europaradbahn an der niederländischen grenze in Kle-
ve/Kranenburg bis hin zu schulwegeprojekten in frön-
denberg hat die Kommunal agentur nrW viele unter-

In immer mehr Kommunen
- wie im Kreis Steinfurt - sor-
gen Klimaschutzmanage-
rinnen und -manager für
die Umsetzung von Klima-
schutzmaßnahmen
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Die Stadt Borken
hat mit Förderung

durch das Land
NRW das E-Lasten-
rad KonRad ange-

schafft, das von
den Bürgerinnen
und Bürgern kos-

tenlos ausgeliehen
werden kann
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schiedliche Projekte bei der antragsstellung begleitet.
skizzen können auch 2020 und 2021 wieder in den
jährlichen antragsfenstern im ersten und dritten
Quartal eingereicht werden.

Andere Förderprogramme neben den speziellen
Klimaschutzförderungen des bmu gibt es eine ganze
reihe von förderprogrammen, über die kommunale
Klimaschutzmaßnahmen gefördert werden können.
teilweise sind maßnahmen aus dem bereich Klima
optional mitförderbar, teilweise ist die beachtung des
Klimaschutzes oder der Klimaanpassung aber auch
obligatorisch festgesetzt. 
besonders bekannt und attraktiv ist die städtebau-
förderung. für die kommende förderperiode ab 2021
wurde die bedeutung von klimarelevanten inhalten
im städtebau nochmals angehoben. im aktuellen
aufruf wurde hervorgehoben, dass Klimaschutz und
Klimafolgenanpassung jetzt eine feste Vorgabe sind
und von den Kommunen bei einer antragstellung be-
rücksichtigt werden müssen.

Weitere EU-, Bundes- und Landesmittel neben
der förderung durch verschiedene bundesministe-
rien wurden in der vergangenen eu-förderperiode im
aufruf „KommunalerKlimaschutz.nrW“ große inves-
tive Vorhaben durch das nrW-Wirtschaftsministeri-
um gefördert. Hinzu kamen in den letzten Jahren Zu-
schüsse und vergünstigte Kredite, die besonders bei
den liegenschaften eine Vielzahl an investiven mög-
lichkeiten für die Kommunen bieten.
auch in anderen förderprogrammen sind beispiels-
weise der einsatz von Ökostrom, von energieeffizien-
ter spitzentechnik oder die einhaltung von energie-
sparvorgaben schon länger fester bestandteil der
förderbedingungen, so etwa bei den förderungen zur
ressourcenschonenden abwasserbeseitigung des
landes nrW (resa).
neben der infrastruktur und den kommunalen lie-
genschaften liegt der fokus auch auf förderungen für
den kommunalen fuhrpark. die landesförderung
Progress.nrW bietet hierzu unterstützung. umset-
zungsberatungen und -konzepte zur elektromobilität
und die errichtung von ladeinfrastrukturen für
brennstoffzellen- und elektrofahrzeuge sowie elek-
trolastenräder können bei der zuständigen stelle der
bezirksregierung arnsberg beantragt werden. für
kommunale tochterunternehmen gibt es zusätzliche
möglichkeiten über die förderungen des bundesver-
kehrsministeriums.
Klimafreundlichere Verkehrsmittel und die stärkung
der mobilitätsangebote rücken nicht zuletzt durch
die Corona-Pandemie in den Vordergrund. für den
radverkehr sind weitere fördermittel aus dem Pro-
gramm „stadt-land“ des bundesverkehrsministeri-
ums zu erwarten. auf landesebene wird das jüngst
verabschiedete fahrradgesetz nrW wohl finanzielle
Hilfen für den ausbau bereitstellen.

Fazit und Ausblick Kommunen haben bereits viel
für den Klimaschutz in bewegung gesetzt. mit dem
Klimanotstand, den Klimaoffensiven und ähnlichen
beschlüssen wurden diese tätigkeiten auch verstärkt
von der Politik und der bevölkerung wahrgenommen.
Hierdurch werden die Klimastrategien in vielen Kom-
munen nun auf den Prüfstand gesetzt sowie überar-
beitet und aktualisiert - oft mit eigenen erfahrenen
mitarbeitenden, teilweise aber auch mit neuem Per-
sonal oder externer Hilfe durch ingenieurbüros; bei
kleineren Kommunen auch in Kooperationen mit an-
deren Kommunen oder dem jeweiligen landkreis.
bis zum Ziel, das sich die eu sowie die bundes- und
landesregierung für den Klimaschutz gesetzt haben,
ist es aber noch ein weiter Weg. folgerichtig können
und sollen Klimaschutz und Klimafolgenanpassung in
vielen förderprogrammen berücksichtigt werden,
auch wenn sie nicht unmittelbar im fokus der förde-
rung stehen. 
durch die Corona-Krise rückt auch die Zukunftsaufgabe
digitalisierung in allen Verwaltungen und branchen
verstärkt in den fokus. die schnittstelle zum Klima-
schutz liegt nahe. angefangen bei der intelligenten Ver-
kehrssteuerung bis hin zu den digitalen schulischen
lernwelten sind Kommunen dazu aufgerufen, effizien-
te lösungen für die eigene „smart City“ zu entwickeln.
die auswirkungen der Corona-Krise auf das öffentliche
leben und arbeiten sind damit eine gute Chance, neue
Verhaltensweisen für den Klimaschutz zu nutzen. 
die Vielzahl der verschiedenen Programmaufrufe,
förderprogramme und sonderförderungen erschwe-
ren es allerdings, alleine jederzeit einen aktuellen
Überblick über die förderlandschaft zu behalten. die
unterstützungsangebote, etwa durch die Plattform-
Klima.nrW, sind eine gute Voraussetzung, um geeig-
nete förderungen zu erkennen und Projekte auf den
Weg zu bringen. Ziel sollte es sein, durch voraus-
schauende kommunale investitionsstrategien und
vorbereitete Projekte auch kurzfristig erfolgreich an
förderaufrufen teilnehmen zu können. so können der
Klimaschutz vorangebracht und gleichzeitig die Kom-
munalhaushalte entlastet werden. ◼

Mit Städtebaumitteln
wurde auf dem 
Gelände der ehemali-
gen Zeche Westerholt
auf der Stadtgrenze
von Gelsenkirchen
und Herten eine 
Solarstraße errichtet
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Wasserstoff (H2) wird ein zentraler Energieträger unserer Zukunft. Denn er
bietet die beste Lösung für zwei wichtige Herausforderungen - Speicherung
und Transport.

Wasserstoff für die 
kommunale Wärmewende

mit Wasserstoff kann
erneuerbarer strom
gespeichert werden,

die Hauptsäule unserer künf-
tigen energieversorgung. Zu-
dem lässt er sich gut über wei-
te strecken transportieren -
und dies wird in jedem fall
nötig sein. um den energie-
bedarf in deutschland zu de-
cken, müssen wir in den nächs-
ten Jahren erst die elektroly-
sekapazitäten zur Herstellung
von grünem Wasserstoff mas-
siv ausbauen.

Industrie ebnet den Weg
der energiebedarf wird in Zu-
kunft derart groß sein, dass es
kein „entweder- oder“ zwischen
erneuerbarem strom und Was-
serstoff geben wird. beide ener-
gieträger müssen nebeneinan-
der ausgebaut werden. Was-
serstoff wird zuerst in die in-
dustrie gehen, denn dort ist der

druck am höchsten und die
Kosten am geringsten. durch
die erwartbar hohe und plan-
bare nachfrage entsteht hier
eher ein markt.
die technologie dazu funktio-
niert, ist aber noch nicht wirt-
schaftlich. es braucht daher für
einen gewissen Zeitraum eine
anschubförderung. der Co2-
Preis war hierfür ein guter start,
reicht aber nicht.

Dezentrale Erzeugung von
Strom und Wärme
mit Hilfe von Wasserstoff kann
die energiewende dezentraler
und damit resilienter werden.
um industrielle anwendungen
herum kann mittelfristig Was-
serstoff zur kommunalen Wär-
meversorgung beitragen. das
erhöht die Wertschöpfung und
die akzeptanz vor ort, auch und
gerade für die vielen weiteren
Wind- und Photovoltaikanlagen,

die gebraucht werden. daraus
ergeben sich Chancen für kom-
munale Projekte in der region.

Wärmemarkt braucht eine 
effiziente Lösung
mit strom und der steigerung
der energieeffizienz allein lässt
sich der sektor allein nicht be-
zahlbar dekarbonisieren. für
strom fehlen die speicher, ver-
mutlich auch die stromnetze.
der große Vorteil einer lösung
über Wasserstoff ist die flächen-
deckend vorhanden Verteilnetz-
struktur zum transport. die
netzbetreiber haben bereits an-
gefangen, sie auf ihre Wasser-
stofftauglichkeit zu testen. nach
bedarf wir das netz von erdgas
auf Wasserstoff umgestellt.

Nachhaltigkeit bleibt den
Menschen wichtig
die menschen wollen den um-
bau der energieversorgung.

Wasserstoff ist dafür ein Hebel,
mit dem sowohl Wirtschaft
als auch Klimaschutz voran-
getrieben werden können.
Wenn dieser spagat gelingt,
wäre dies langfristig ein echter
gewinn.

ANZEIGE

Dr. Arnt Baer
leiter Verbände und Politik
gelsenWasser ag
arnt.baer@gelsenwasser.de

Innovative kommunale 
Wärmekonzepte verbinden
erneuerbare Energien und
grünen Wasserstoff für das
integrierte Energiesystem
der Zukunft
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Der KlimaDiskurs.NRW will auch mit den Kommunen den Klimaschutz
voranbringen und gleichzeitig den Wirtschafts- und Industriestandort NRW
sichern 

Auf Augenhöhe gemeinsam
Lösungen entwickeln 

Wir erleben gerade eine Zeitenwende. die
Zeiten, in denen Klimaschutzdiskussio-
nen in nischen und ohne Handlungs-

druck geführt wurden, sind vorbei. der Klimawan-
del ist als megatrend in der mitte der gesellschaft
angekommen und ins Zentrum der öffentlichen be-
richterstattung und der politischen auseinander-
setzung gerückt. 
auch durch „fridays for future“ ist in Politik, Wirt-
schaft und gesellschaft die bereitschaft gestiegen,
sich mit fragen des Klimaschutzes und der nach-
haltigkeit aktiv auseinanderzusetzen. gleichzeitig
ist die Überzeugung gewachsen, dass Klimaschutz-
ziele nur erreicht werden können, wenn alle gesell-
schaftspolitisch relevanten Kräfte in den transfor-
mationsprozess eingebunden werden.

Von Plattform zum Netzwerk diese Überzeu-
gung teilt auch der Klimadiskurs.nrW. als gemein-
nütziger und bundes- sowie europaweit einzigartiger
Verein arbeitet er auf ein großes Ziel hin: Klima schüt-
zen und den Wirtschafts- und industriestandort nrW
stärken. 2012 als unabhängige diskursplattform von
sieben zivilgesellschaftlichen organisationen ge-

gründet, hat sich der Klimadiskurs.nrW zu einem an-
erkannten und in der nrW-akteurslandschaft fest
etablierten gesprächspartner entwickelt.
in dem netzwerk ziehen die unterschiedlichsten
akteure an einem strang: Wirtschaft und industrie,
kommunale unternehmen, Wissenschaft, gewerk-
schaft, Kirchen, Kammern, branchenverbände, zi-
vilgesellschaftliche Vereine und Kommunen. mitt-
lerweile zählt der Verein rund 140 engagierte
mitglieder. sie alle eint die auffassung, dass effek-
tiver Klimaschutz und die stärkung des Wirt-
schafts- und industriestandorts nur als gemein-
schaftswerk gelingen können. die arbeit des
Klimadiskurs.nrW wird von der stiftung mercator,
der stiftung umwelt und entwicklung nrW und

Anja Surmann ist 
geschäftsführerin des
Klimadiskurs.nrW

DIE AUTORIN

Der KlimaDiskurs.NRW
bietet seinen Mitgliedern
eine Plattform zu Fragen

des Klimaschutzes und der
Energiewende
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Die Kommunen sind ein 
unerlässlicher Diskurspartner 
und ein wichtiger Ideengeber

seit letztem Jahr auch von der deutschen bundes-
stiftung umwelt gefördert.

Kontrovers und konstruktiv der Klimadis-
kurs.nrW organisiert in nrW, aber auch in den ent-
scheidungszentren berlin und brüssel, sektorüber-
greifende diskurse. im geschützten raum werden
strittige fragen der Klimaschutzpolitik in den zen-
tralen bereichen industrie, energiewirtschaft, ge-
bäude, Verkehr und transformation kontrovers,
aber konstruktiv diskutiert. Vorhandene interes-
sensgegensätze der beteiligten sind dabei kein Hin-
derungsgrund. im gegenteil: sie stellen die Kern-
motivation des Vereins dar, einen ergebnisoffenen
Verständigungs-, aushandlungs- und lösungspro-
zess in gang zu bringen.
darüber hinaus sucht der Verein zu ausgewählten
schlüsselthemen des Klimaschutzes den austausch
mit der breiten Öffentlichkeit. durch die einbin-
dung von anerkannten fachleuten und zentralen
entscheidungsträgerinnen und entscheidungsträ-
gern setzt er wichtige impulse für die gesellschafts-
politische agenda.

Kommunen als Partner ein unerlässlicher dis-
kurspartner und wichtiger ideengeber sind die Kom-
munen. sie stehen bei der umsetzung klimapoliti-
scher entscheidungen in die Praxis an erster stelle
und tragen durch eine Vielzahl innovativer maßnah-
men zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung vor
ort maßgeblich zur realen energie-, Verkehrs- und
Wärmewende bei.
da die maßnahmen im unmittelbaren austausch mit
bürgerinnen und bürgern und kommunalen ent-
scheidungsträgerinnen und -trägern erarbeitet und
umgesetzt werden, sind die Kommunen für eine mit-
wirkung im Klimadiskurs.nrW geradezu prädesti-
niert. denn im Verein gilt: gegenseitiges Zuhören
und der vertrauliche austausch auf augenhöhe sind
unerlässliche grundlagen für die akzeptanz gemein-
schaftlich entwickelter lösungen.
mit den städten duisburg, düsseldorf, essen, lipp-
stadt, münster und Wuppertal sind bereits mehrere
Kommunen mitglieder im Klimadiskurs.nrW. und
auch die kommunalen spitzenverbände in nrW -
städte- und gemeindebund nrW, städtetag nrW
und landkreistag nrW - wirken mit. gerne würde der
Verein den diskurs auch in die fläche tragen und den
austausch mit weiteren Kommunen vorantreiben. 

Möglichkeit zur Mitgestaltung die mitglied-
schaft im Klimadiskurs.nrW ist keinesfalls reiner
selbstzweck. Vielmehr bringen sich die mitglieder
aktiv ein und gestalten die Vereinsagenda mit. so
wurde auf Wunsch der kommunalen mitglieder im
november 2019 das thema „Klimaschutz und flä-
che“ zum schwerpunkt der Klima.WerKstatt ge-
macht. in Workshops zu mobilität, gewässern,

Quartier, energieausbau, revier und resilienz konn-
ten dabei wertvolle beiträge aus der Praxis vor ort
gesammelt werden.
darüber hinaus wurden im rahmen der dreiteiligen
sommerreihe „energiewirtschaft“ im digitalen dis-
kurs ideen für gangbare Wege zur Zukunft der kom-
munalen energiewende mit den relevanten stakehol-
dern aus Zivilgesellschaft, Wirtschaft, Wissenschaft
und Politik entwickelt.

Projekt „klimafit“ der Klimadiskurs.nrW wur-
de mit dem aufbau des nrW-Hubs für das Projekt
„klimafit“ betraut - eine idee des Helmholtz-Ver-
bundes regionale Klimaänderungen (reKlim) und
des WWf deutschland. als innovatives fort- und
Weiterbildungsangebot zum globalen und regiona-
len Klimawandel für erwachsene an Volkshoch-
schulen wird mit „klimafit“ die ausbildung von
multiplikatorinnen und multiplikatoren für den
kommunalen Klimaschutz und die entwicklung von
Volkshochschulen zu orten der Klimabildung ange-
strebt.
die Kurse werden im frühjahr 2021 an mehreren aus-
gewählten VHs-standorten erstmals auf kommuna-
ler ebene in nrW angeboten. dabei setzt der Verein
auf die enge Zusammenarbeit mit den Kommunen
und hofft, einen effektiven und langfristigen beitrag
zum lokalen Klimaschutz zu leisten.
für den Klimadiskurs.nrW ist klar: Vorwärts kom-
men wir nur gemeinsam. dazu brauchen wir die
Kommunen und ihre expertise als schnittstelle von
Politik, Wirtschaft und gesellschaft. ◼

 
 

 
  

 

Bei den Veranstaltungen
kommen verschiedene
Akteure aus Zivilgesell-
schaft, Wirtschaft, 
Wissenschaft und Politik
zusammen
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Der Kölner „Jahrhundertarchitekt“ Gottfried Böhm hat viele seiner innovativen
Bauten im ländlichen Raum realisiert, wobei die Stadt Bergisch Gladbach gleich
viermal bedacht wurde

Ein Baumeister mutig und
bescheiden zugleich

ende Januar 2020 ist gottfried böhm, der Kölner
architekt und Pritzker-Preisträger, 100 Jahre alt
geworden. so widerfährt ihm etwas, das kaum

ein Künstler und baumeister je erlebt: Zeuge des ei-
genen Jubiläums zu werden. böhm hat die nach-
kriegsarchitektur maßgeblich geprägt. obwohl
großstädtisch orientiert baute er Kirchen, bürohäu-
ser und Versammlungsstätten auch für den ländli-
chen raum. Zahlreiche Zeugnisse seines innovati-
ven, oft kontroversen schaffens finden sich in
gemeinden oder mittelgroßen städten von nord-
rhein-Westfalen.
bereits böhms Vater dominikus entwarf in der Zwi-
schenkriegszeit aufsehen erregende Kirchenbauten.
nach studium in münchen übernahm gottfried
böhm 1955 das väterliche büro in Köln. Zwei faktoren
beflügelten seine arbeit in der nachkriegszeit: der
enorme bedarf und die aufgeschlossenheit gegen-
über neuen formen und materialien.

Sakralbau der Anfangszeit eines seiner ersten
Werke ist die Pfarrkirche st. Paulus in Velbert von
1955. damals wurden viele Wohnsiedlungen aus dem
boden gestampft, und diese brauchten einen ort für

andacht und gottesdienst. den schuf hier der junge
böhm, selbst gläubiger Katholik und mit der kirchli-
chen symbolik vertraut. 
entstanden ist eine mächtige, nach osten steil ab-
fallende Halle. „sprungschanze gottes“, unkten da-
mals die Velberter über den schieferverkleideten
bau. im hinteren teil überspannt ein kupfergedeck-
ter bogen das Kirchenschiff, wodurch ein grundriss
in form eines Kreuzes entsteht. der Clou befindet
sich im altarraum. dieser ist von einer weißen decke
überspannt, durch die man blau-grün getönte glas-
fenster im Chorraum wahrnimmt. die Konstruktion
wirkt wie ein sternenhimmel und rückt den altar ins
Zentrum der Wahrnehmung. 
Wie viele seiner Kollegen in den 1950er-Jahren war
böhm fasziniert vom beton. mit dem gießbaren bau-
stoff war es möglich, vollkommen freie formen zu
gestalten - dank stahl-armierung sogar filigran und
sparsam. böhm entwickelte eigens eine technik zur
Herstellung dünner betondecken, die wie Zeltbah-
nen aussehen. daneben wollte er den betonwänden
ein lebendiges, naturhaftes aussehen verschaffen.
daher ließ er die oberflächen nach dem entfernen
der Verschalung aufrauhen.

Martin Lehrer ist
freier Journalist
in Köln

DER AUTOR

Edles Grau auf 
prominentem Grund
charakterisiert das
von Gottfried Böhm
entworfene Diözesan-
museum PaderbornFO
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Neubau in Streusiedlung einer streusiedlung den
mittelpunkt geben - das war der auftrag an gottfried
böhm 1959 beim bau der Pfarrkirche Herz-Jesu in
schildgen, damals teil von odenthal und heute orts-
teil von bergisch gladbach. an der Hauptstraße lag
bereits ein gotteshaus, 1928 eingerichtet in einer
ehemaligen sprengstofffabrik. 1952 kam ein Pfarr-
haus hinzu, sodass böhm den neubau in ein vorhan-
denes grundstück einpassen musste. 
sein entwurf sah einen burgartig geschlossenen
Komplex aus sichtbeton vor, durchbrochen lediglich
von einer Pforte und wenigen fensteröffnungen. da-
rüber ragen ein rundturm und mehrere Kegelspitzen
in die Höhe, seit den 1980er-Jahren mit blechen ge-
deckt. erst dadurch wird der sakrale Charakter des
flachbaus erkennbar. Jede spitze zeigt einen ort an,
wo ein sakrament gespendet wird. Wegen dieser un-
gewöhnlichen silhouette sahen architekturkritiker
darin eine orientalische Karawanserei. 
im innern ist die anlage durch innenhöfe und ver-
glaste durchgänge gegliedert, die zum annähernd
quadratischen Kirchenraum hinführen. Über dem al-
tar erhebt sich eine art baldachin mit umlaufenden
fensterschlitzen, sodass dieser bereich der hellste in
der ansonsten eher dunklen Kirche ist. dass man sich
stets innerhalb der schützenden mauern bewegt,
vermittelt ein gefühl der geborgenheit. 

Dorf für Kinder und Jugendliche mitte der
1960er-Jahre erhielt gottfried böhm wiederum zwei
aufträge in der gegend. im ortsteil lustheide der
stadt bensberg sollte ein Kinder- und Jugenddorf be-
thanien entstehen. eine ganze siedlung zu gestalten,
fiel auch für den mittlerweile renommierten archi-
tekten aus dem rahmen. auftraggeber waren die do-
minikanerinnen von bethanien, die sich der betreu-
ung von Waisenkindern verschrieben hatten. für die
anlage war eine brache mitten im Wald vorgesehen -
früher ein bergwerk, dann eine sprengstoff- und eine
bimssteinfabrik. Zeitweilig war sogar ein Kernfor-
schungszentrum im gespräch.
gottfried böhm konzipierte 1965 das dorf nach tra-
ditionellem muster: in der mitte die Kirche, davor
ein dorfanger und rundherum Wohnhäuser. bei der
baulichen gestaltung kombinierte er geschickt die
vordergründig konträren elemente Ziegelmauer-
werk und sichtbeton. dabei überragt die Kirche als
zeltartige Konstruktion die umgebenden gebäude.
„die menschen haben unser Projekt wie eine erlö-
sung empfunden. aber wir waren nicht so glücklich,
weil es keine anbindung an die nächste ortschaft
gab“, erinnert sich die heute 86-jährige schwester
monika, erste leiterin des Kinder- und Jugenddorfes
ab 1968. 
Von gottfried böhm war sie beeindruckt: „er hat bei
seinem entwurf sehr stark die menschlichen bedürf-
nisse beachtet“. dennoch gab es stirnrunzeln über
manche besonderheit des entwurfs, etwa die mit der

fassade bündigen fenster. Wenige Jahre nach eröff-
nung mussten diese bereits ausgetauscht werden.

Politisches und städtebauliches Zeichen mit
einem neuen rathaus, prominent auf dem ehemali-
gen burgberg gelegen, wollten die bensberger stadt-
oberen an die glorreiche Vergangenheit als grafen-
und Herzogresidenz anknüpfen. gottfried böhm ent-
warf einen monumentalen, mehrfach geknickten
betonriegel auf einem u-förmigen grundriss. Wie ei-
ne stele platzierte er davor einen treppenhausturm,
der in einer betonplastik gipfelt. 1967 zogen die ers-
ten städtischen bediensteten ein.
für den ratssaal, 1971 eingeweiht, nutzte böhm die
Palas-außenmauer der früheren burg. ebenso füllt
der mittelalterliche bergfried eine ecke des ensem-
bles. der aufgeraute sichtbeton stellt eine optische
Verbindung zum mauerwerk der historischen ge-
bäudeteile her. die ihm zugedachte rolle als stadt-
mittelpunkt konnte das bensberger rathaus jedoch
nicht erfüllen. seit der eingemeindung nach bergisch
gladbach ist dort das technische rathaus der ge-
samtstadt untergebracht, das wenig Publikum an-
zieht.
einer, der sich das Wirken böhms in bergisch gladbach
zur Herzensangelegenheit gemacht hat, ist stefan
Knecht. der 29-jährige architekt hat sich seit der schul-
zeit in bensberg mit den böhm-bauten und ihrer Wir-
kung auf das stadtgefüge beschäftigt. „es hat mich
fasziniert, weil noch viele unberücksichtigte aspekte
in den bauten zu erkennen waren“, so Knecht. seine
studien zum örtlichen böhm-erbe hat er in einem 200
seiten starken buch zusammengetragen. Knecht sieht
in diesen bauten das Potenzial, dem „Kunstprodukt“
bergisch gladbach endlich eine identität zu geben: die
stadt der gottfried-böhm-architektur. mit diesem ge-
danken ist er bereits auf bürgermeister lutz urbach
zugegangen. auch als besucherführer setzt sich
Knecht für die böhm-stadt-idee ein.

Museum im Schatten des Domes ein kirchlich-
kultureller auftrag führte gottfried böhm ende der

Das Kinder- und 
Jugenddorf Bethanien
in Lustheide bietet 
Geborgenheit in 
moderner Architektur 
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1960er-Jahre nach Paderborn. das erzbistum plante
ein neues museum für seine sakrale Kunst, seit 1911
mehr schlecht als recht im generalvikariat unterge-
bracht. als standort war eine nachkriegsbrache
zwischen dom und marktplatz vorgesehen, über
den gewölbekellern eines mittelalterlichen bi-
schofspalastes.
um diese unangetastet zu lassen, hängte böhm
fassade und etagen des neubaus an vier mächtigen
stützen auf. außen zeigt sich das 1975 eröffnete
museum als dreigeschossiger, mit blei verkleideter
bau, der sich zum dach hin verjüngt. im innern
führt ein umgang kontinuierlich nach oben. in der
konservativen stadt Paderborn rief dieser entwurf
Proteststürme hervor. Zudem brachte das schwan-
kende raumklima des museums die empfindlichen
Holzskulpturen buchstäblich zum schwitzen. „die
frage der Klimatisierung ist angesichts des großen
architekturentwurfs einfach in den Hintergrund ge-
treten“, erinnert sich museumsdirektor Prof. dr.
Christoph stiegemann. 
nach gravierenden schäden an vielen objekten
wurde das Haus anfang der 1990er-Jahre grundsa-
niert. Hinter der bleifassade wurde eine isolierende
mauerschale hochgezogen und an der nordseite
ein Klimablock angebaut. Kühlung kommt seitdem
von der nahegelegenen Paderquelle unter der Kai-
serpfalz. 

Verbindung von Alt und Neu seine gabe zur
Verbindung von alt und neu stellte gottfried böhm
ende der 1970er-Jahre im Zentrum von bergisch
gladbach unter beweis. dort sollte der restaurant-
und Veranstaltungskomplex bergischer löwe mo-
dernisiert werden. böhm distanzierte sich von der
gigantomanie früherer entwürfe und führte die
optik des gasthauses „bergischer löwe“ im stil der
1970er-Jahre fort. 
dabei entstand ein ensemble, das von dem eckhaus
mit verspieltem giebel harmonisch in eine metall-
front mit sonnenschutz-baldachinen übergeht. ei-
nigendes band ist das Ziegelrot. obwohl mehr als
doppelt so groß, erdrückt der 1980 eröffnete anbau
- Veranstaltungssaal, foyer sowie Wohnungen und
läden - nicht den historischen bestand. seinem
heutigen namen „bürgerhaus bergischer löwe“
wird das gebäude durch flexible raumaufteilung
und technisch-funktionale innenarchitektur ge-
recht.

Anlaufstelle für Pilger böhms architektonisches
Hauptwerk findet sich ausgerechnet in einem idylli-
schen tal: in neviges, heute ortsteil von Velbert. seit
1968 thront das „betongebirge“ der Wallfahrtskirche
st. maria Königin des friedens neben der altstadt.
anlass für den spektakulären neubau waren die vie-
len tausend Pilgerinnen und Pilger, die jährlich das
gnadenbild der gottesmutter besuchten. 

die innen 34 meter hohe sichtbeton-Konstruktion mit
mehr als 1.000 sitzplätzen spiegelt das religiöse Ver-
ständnis des Zweiten Vatikanischen Konzils von 1965
wider. Kirche sollte nicht mehr wehrhaft-entschlos-
sen, sondern offen-kommunikativ erscheinen. daher
die gestaltung des dachs als vielfach gefaltetes Zelt. 
erstaunlicherweise gab es damals vor ort wenig
Proteste. „die einheimischen waren froh, dass die
vielen Pilger endlich eine große Kirche bekamen“,
erinnert sich emil Weise. der nevigeser machte da-
mals eine banklehre und hat sich seitdem für den
mariendom engagiert. „für meine eigene Hochzeit
gab‘s dort eine sondergenehmigung“, schmunzelt
der heute 70-Jährige. 
freilich blieben auch der international beachteten
Wallfahrtskirche bauschäden nicht erspart. Über
die Jahre wurde das dach aus nacktem beton un-
dicht. selbst nach einer epoxydharz-beschichtung
drang weiterhin Wasser ein. schließlich wurde ge-
meinsam mit der rWtH aachen ein funktionieren-
der regenschutz entwickelt. er kostet mit sechs mil-
lionen euro genau so viel, wie damals in d-mark
zum bau der Kirche nötig waren. ◼

Die Pfarrkirche St. Paulus in Velbert ist einer der ersten Kirchenbauten Gottfried
Böhms in den 1950er-Jahren

Das Bürgerhaus 
Bergischer Löwe in
Bergisch Gladbach
besticht durch einen
verspielten Giebel
und eine kleinteilige
Blechfassade
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Datenschutz-Grundverordnung 
(DS-GVO) / Bundesdatenschutzgesetz
(BDSG)
Kommentar, begründet von Rechtsanwalt Dr. Hans-Jürgen Schaffland und
Dipl.-Kfm. Noeme Wiltfang; bearbeitet von Rechtsanwalt Dr. Hans-Jürgen
Schaffland, Rechtsanwältin Gabriele Holthaus und Rechtsanwältin Dr.
Astrid Schaffland, Stand 2020, Loseblattwerk, 3.532 Seiten in 2 Ordnern,
im Abonnement: Grundwerk 122,- Euro inkl. USt. und zzgl. Versand für
Fortsetzungsbezieher für mindestens ein Jahr, ISBN 978-3-503-17404-1,
im Einzelbezug: Grundwerk 212,- Euro inkl. USt. und zzgl. Versand, ISBN
978-3-503-17414-0; ERICH SCHMIDT VERLAG

die entwicklung des datenschutzrechts ist dynamisch wie die sie prä-
genden technologien. laufend aktualisiert, hält sie die Kommentierung
konsequent auf neuestem stand. eu-, bundes- und landesdatenschutz-
recht systematisch integriert, bietet ihnen das Werk eine vollständige
Kommentierung der ds-gVo und des bdsg (neu) für alle typischen Kon-
stellationen in der Praxis sowie einschlägige regelungstexte der lan-
desdatenschutzgesetze sowie vom bdsg tangierter gesetze.
neben einer leicht verständlichen synopse zu bisherigem und neuem
recht finden sie auch Wertungen zu auswirkungen der ds-gVo auf die
rechtslage - unter beachtung des bdsg (neu). innerhalb der dsgVo-er-
läuterungen werden neues recht und die bisherige rechtslage über-
sichtlich gespiegelt.

ergänzungslieferung 5/2020 isbn 978-3-503-19392-9

in § 38 bdsg haben wir die anhebung der mitarbeiterzahl von 10 auf 20
für die Pflicht, einen datenschutzbeauftragten zu benennen, eingear-
beitet. ob hierdurch eine erleichterung für kleine unternehmen erreicht
wird, bezweifeln wir. lesen sie hierzu§ 38 rdn. 24 und rdn. 29a. 

in§ 43 bdsg haben wir ausführlich zur selbstbelastungsfreiheit der Ver-
antwortlichen und auftragsverarbeiter um zwischenzeitlich ergangene
Veröffentlichungen ergänzt. lesen sie dort rdn. 1 und rdn. 5ff.

ergänzungslieferung 6/2020 isbn 978-3-503-19625-8

diese lieferung enthält ein update zu der Kommentierung der ds-gVo.
schauen sie sich die Vorgehensweise zur Prüfung der Zulässigkeit der
Weitergabe von Kundendaten vom Verkäufer an den künftigen Kunden
bei einem unternehmensverkauf bzw. einem unternehmenskauf (asset
deal) an. insbesondere ist hierfür die bildung von fallgruppen hilfreich
(hierzu art 6 rdn. 282).

Zum asset deal siehe auch die ergänzungen an anderen stellen des
Kommentars, z.b. art 9 rdn. 9a, art. 14 rdn. 36, art. 21 rdn. 13a.

ergänzungslieferung 7/2020 isbn 978-3-503-19664-7

diese lieferung enthält vorwiegend eine ergänzung der Kommentierung
der ds-gVo. Von besonderer bedeutung sind aus unserer sicht die aus-
führungen zum Zeitmanagement der datenschutzbeauftragten. die er-
läuterungen zeigen auf, wie eine einteilung nach risikoklassen vorge-
nommen werden sollte (ausführlich art. 39 rdn. 7a). Wir raten den
datenschutzbeauftragten, sich anhand dieser orientierungshilfe entspre-
chend vorzubereiten, falls das noch nichtgeschehen sein sollte. 

des Weiteren machen wir auf art. 58 rdn. 7d aufmerksam: bei anfragen
der aufsichtsbehörde sollten sie den dem Verantwortlichen zugesand-
ten Prüfkatalog unter den dort dargestellten gesichtspunkten beant-
worten. 

az: 17.1.1

Beihilfenrecht Nordrhein-Westfalen
Unterstützungsgrundsätze, Vorschussrichtlinien - Kommentar von Karl-
Heinz Mohr, Ministerialrat a.D., und Horst Sabolewski, Regierungsdirektor
im Finanzministerium des Landes NRW. 124. Ergänzungslieferung, April
2020, 382 Seiten, 97,90 Euro. Loseblattausgabe: Grundwerk 4.858 Seiten,
in drei Ordnern, 149,- Euro bei Fortsetzungsbezug, zzgl. Ergänzungsliefe-
rungen (349,- Euro bei Einzelbezug). Digitalausgabe: Lizenz für 1 Nutzer
469,- Euro, 2 Nutzer 869,- Euro, 3 Nutzer 1.264,50 Euro (jeweils im Jah-
resabonnement, inkl. Updates), weitere Preise auf Anfrage. ISBN 978-3-
7922-0153-4 (Print) ISBN 978-3-7922-0204-3 (Digital), Verlag W. Reckinger,
Siegburg 

mit der 124. ergänzungslieferung (stand april 2020) werden im band i im
abschnitt „beihilfenverordnung mit erläuterungen“ umfangreiche ak-
tualisierungen beziehungsweise teilaktaktualisierungen der §§ 3, 4, 4g,
4i, 7 und 12 bVo nrW vorgenommen. 
im band ii werden übergangsweise beihilfe- und gebührenrechtliche Hin-
weise zum umgang mit der aktuellen Corona-Pandemie auszugsweise in
die „ergänzenden landesvorschriften“ eingefügt. mit weiteren anpas-
sungen ist zu rechnen, sollte diese Pandemie noch längere Zeit andauern. 
im abschnitt „Ärztliches und zahnärztliches gebührenrecht; sonstige
gebührenordnungen“ wird die Vereinbarung zum dso-budget für das
Jahr 2020 (organtransplantationen) eingefügt, in die „sozialversiche-
rungsrechtlichen regelungen“ werden die ab 1. Januar 2020 geltenden
festzuschüsse für die vertragszahnärztliche Versorgung für in der ge-
setzlichen Krankenversicherung versicherte Personen aufgenommen.
im band iii wird die aktualisierung des fallpauschalen-Katalogs für das
Jahr 2020 abgeschlossen.

14.5.1-001

Praxis der Kommunal-Verwaltung
Landesausgabe Nordrhein-Westfalen, Ratgeber für die tägliche Arbeit
aller Kommunalpolitiker und der Bediensteten in Gemeinden, Städten
und Landkreisen (Loseblattsammlung inkl. 3 Online-Zugänge / auch auf
DVD-ROM erhältlich). Herausgegeben von: Jörg Bülow, Dr. Jürgen Dieter,
Dr. Franz Dirnberger, Werner Haßenkamp, Prof. Dr. Hans-Günter Henneke,
Dr. Klaus Klang, Prof. Dr. Hubert Meyer, Prof. Dr. Utz Schliesky, Prof. Dr.
Gunnar Schwarting, Prof. Dr. Wolf-Uwe Sponer, Prof. Dr. Christian O. Ste-
ger, Hubert Stubenrauch, Johannes Winkel und Uwe Zimmermann. KOM-
MUNAL- UND SCHUL-VERLAG, Wiesbaden, Telefon 0611-88086-10,
Telefax 0611-88086-77, www.kommunalpraxis.de, E-Mail: info@kommu-
nalpraxis.de

die vorliegenden (nicht einzeln erhältlichen) lieferungen enthalten:

579. nachlieferung i Juni 2020 i 84,90 euro
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a 3 nW - Verfassung für das land nordrhein-Westfalen - Von universi-
tätsprofessor em. dr. iur. utr. dr. iur. h. c. rolf grawert: mit dieser Über-
arbeitung wurden die Kommentierungen entsprechend der aktuellen
rechtsprechung angepasst. die Änderungen in art 75 lV nrW wurden
berücksichtigt.

C 17 nW - landesbeamtenrecht nordrhein-Westfalen - begründet von
Wilfried mehler, ministerialrat, überarbeitet von roland schäfer, bür-
germeister, K. Peter sikora, stadtverwaltungsrat, dipl.-Verww., und
manfred turk, ltd. stadtverwaltungsdirektor, fortgeführt von roland
schäfer, bürgermeister, manfred turk, ltd. stadtverwaltungsdirektor,
und Jutta rahn, stadtverwaltungsrätin, weiter überarbeitet von mar-
cus Hampel, stadtamtsrat, und Corinna König, stadtoberinspektorin,
weiter fortgeführt von bianca Kretschmer, stadtamtfrau: der beitrag
wurde aktualisiert und besonders die Kapitel 3.3.8 (die ausbildungs-
und Prüfungsordnungen für den kommunalen bereich), 3.7 (beendi-
gung des beamtenverhältnisses) sowie 3.10 (rechte des beamten) über-
arbeitet.

e 4b nW - gebührengesetz für das land nordrhein-Westfalen (gebg
nrW) mit der allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung (aVerwge-
bo nrW) - begründet von Josef susenberger, regierungsdirektor a.d.,
fortgeführt von Jürgen Weißauer, regierungsdirektor, und burghard
Paulus lenders, ministerialrat, innenministerium nordrhein-Westfa-
len, überarbeitet und fortgeführt von Hans-Peter Kalenberg, regie-
rungsdirektor, referent im ministerium des lnnern des landes nord-
rhein-Westfalen: die Kommentierung wurde entsprechend den
gesetzesänderungen überarbeitet; dies sind § 1 aus dem 1. abschnitt
(anwendungsbereich), § 5 aus dem 2. abschnitt (ermächtigung zum
erlass von Verwaltungsgebührenordnungen), die §§ 8-11, 18, 21 aus dem
3. abschnitt (allgemeine Vorschriften zu den Verwaltungsgebühren)
und § 32 aus dem 5. abschnitt (schlussvorschriften) gebg nrW. die
Kommentierung zur allgemeinen Verwaltungsgebührenordnung
(aVerwgebo nrW) und zu den tarifstellen 30, 30.5 und 31 wurden an-
gepasst.

f 18 nW - gesetz über die landesvermessung und das liegenschaftska-
taster (Vermessungs- und Katastergesetz - VermKatg nrW) - begründet
von Klaus mattiseck, dipl.-lng., ministerialrat a.d., und Jochen seidel,
fortgeführt von Jochen seidel, dipl.-ing., ministerialrat, und stephan
Heitmann, dipl.-lng., ministerialrat, beide im ministerium des lnnern
des landes nordrhein-Westfalen: die Kommentierungen nahezu aller
Paragraphen wurden überarbeitet und damit die §§ 1-7, 9, 11-14, 16-21,
23-27, 29, 31 VermKatg nrW. der anhangteil wurde reduziert auf den
wichtigen text: die Verordnung zur durchführung des gesetzes über
die landesvermessung und das liegenschaftskataster - dVozVermKatg
nrW.

580. nachlieferung i Juni/Juli 2020 i Preis 84,90 euro

d 1b - Vergaberecht (Vob, Vol, VgV, sektVo, KonzVgV, VsVgV, Vergstat-
Vo, gWb und rPW) - von Johannes-ulrich Pöhlker, ltd. Verwaltungsdi-
rektor, referent beim Hessischen städte- und gemeindebund a.d., dr.
lrene lausen, ministerialrätin, referatsleiterin beim Hessischen minis-
terium für Wirtschaft, energie, Verkehr und landesentwicklung, und
Hans-Peter müller, dipl. Verwaltungswirt im bundesministerium für
Wirtschaft und energie: die Kommentierung der basisparagrafen (ab-
schnitt 1) zur Vob/a ebenso wie die Kommentierung zur Vob/a ab-

schnitt 2 ( jetzt §§ 1 ff. eg) fanden eine komplette Überarbeitung. darü-
ber hinaus wurden die §§ 97 bis 99 des gesetzes gegen den unlauteren
Wettbewerb (gWb) erstmals kommentiert. die unterschwellenverga-
beordnung (uVgo) -ausgabe 2017 -, die abschnitt 1 der Vergabe- und
Vertragsordnung für leistungen - teil a (Vol/a) - ausgabe 2009 - er-
setzt, wurde als text aufgenommen.

K 2c - gaststättengesetz - Von Klaus Weber, regierungsdirektor: der
beitrag wurde vollständig überarbeitet, insbesondere wurde neue
rechtsprechung eingefügt. im anhang wurde das gesetz zum schutz
der gesundheit ebenfalls erläutert; neu eingefügt wurden auszüge aus
dem Prostituiertenschutzgesetz.

az. 13.0.1.002/001

Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen
Kommentar, begründet von Dr. Kurt Kottenberg und Dr. Erich Rehn, fort-
geführt von Ulrich Cronauge, Dr. Hanspeter Knirsch und Hans-Gerd von
Lennep, aktuell bearbeitet von Rechtsanwalt Dr. Hanspeter Knirsch, Bei-
geordneter a.D. und Stadtdirektor a.D., Thomas Paal, Stadtdirektor der
Stadt Münster, und Anne Wellmann, Hauptreferentin beim Städte- und Ge-
meindebund Nordrhein-Westfalen. 51. Ergänzungslieferung, Stand Mai
2020, 238 Seiten, 69,90 Euro. Loseblattausgabe: Grundwerk 2.498Seiten,
in zwei Ordnern, 109,- Euro bei Fortsetzungsbezug (299,- Euro bei Einzel-
bezug). Digitalausgabe: Einzellizenz im Jahresabonnement 189,- Euro (inkl.
Updates), weitere Preise (Kombination Print+Digital, Mehrfachlizenzen)
auf Anfrage. ISBN 978-3-7922-0112-1 (Print) ISBN 978-3-7922-0164-0 (Di-
gital) Verlag W. Reckinger, Siegburg

mit der Überarbeitung der Kommentierung der §§ 35 bis 38 go nrW
wird die erläuterung der bezirksverfassung auf den aktuellen stand von
rechtsprechung und literatur gebracht. die jüngst vom gesetzgeber
vorgenommene Änderung der eingruppierungsverordnung wird in den
erläuterungen zu § 71 go nrW dargestellt. 
die gesetzgeberischen aktivitäten, die durch die sars�CoV�2�Pande-
mie ausgelöst worden sind, bilden einen weiteren schwerpunkt der 51.
ergänzungslieferung (stand mai 2020). um die Handlungsfähigkeit der
kommunalen gremien zu gewährleisten, hat der landtag das epide-
miegesetz vom 14.april 2020 beschlossen und darin dem rat in § 60
abs. 1 satz 2 go nrW die möglichkeit eingeräumt, seine Zuständigkei-
ten während der Krisenlage auf den Hauptausschuss zu delegieren. die
regelung führt allerdings aufgrund ihrer systematischen stellung und
ihres Wortlauts in der Praxis zu vielen fragen und zu rechtsunsicherheit.
dementsprechend ausführlich ist die Kommentierung der neuen rege-
lung. 
auch im bereich des Haushaltsrechts hat die Pandemie gesetzgeberi-
sche aktivitäten ausgelöst. die temporäre suspendierung der rechte
des rates im Hinblick auf den erlass und die aufhebung einer haus-
haltswirtschaftlichen sperre durch den neueingefügten § 81 abs. 5 go
nrW wird erläutert. 
soweit dies bis zum redaktionsschluss möglich war, werden weitere
Hinweise auf aktuelle erlasse des landes zur Handhabung des Haus-
haltsrechts gegeben.

az.: 13.0.2
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Aufnahme eines Europabezugs in die
NRW-Landesverfassung
70 Jahre nach ihrem inkrafttreten erhält die nrW-landesverfas-
sung einen europabezug. nach dem Willen des landtags wird in
artikel 1, absatz 1 der satz „nordrhein-Westfalen ist ein gliedstaat
der bundesrepublik deutschland“ um den Zusatz „und damit teil
der europäischen union“ ergänzt. ein zusätzlicher artikel 3 betont:
„nordrhein-Westfalen trägt zur Verwirklichung und entwicklung
eines geeinten europas bei, das demokratischen, rechtsstaatlichen,
sozialen und föderativen grundsätzen sowie dem grundsatz der
subsidiarität verpflichtet ist, die eigenständigkeit der regionen
wahrt und deren mitwirkung an europäischen entscheidungen si-
chert. das land arbeitet mit anderen europäischen regionen zu-
sammen und unterstützt die grenzüberschreitende Kooperation.“ 

Europäische Wetterbehörde
bald in NRW?
die bundesregierung wird sich mit der stadt bonn um die zusätzli-
che niederlassung des europäischen Zentrums für mittelfristige
Wettervorhersagen (eZmW) bewerben. das eZmW hat seinen
Hauptsitz in großbritannien und benötigt aufgrund des brexit eine
zusätzliche niederlassung im gebiet der europäischen union.
nordrhein-Westfalens ministerpräsident armin laschet begrüßte
die bewerbung. „in der bundesstadt mit ihrem einzigartigen Profil
für internationale Zusammenarbeit hätte die Wetterbehörde ein
exzellentes, passgenaues arbeitsumfeld“, so laschet. der rat der
europäischen Wetterbehörde will ende 2020 über den sitz der nie-
derlassung entscheiden. neben deutschland haben auch frank-
reich und Österreich interesse bekundet.

Neue AdR-Arbeitsgruppe 
„Der Grüne Deal - Going local“
der europäische ausschuss der regionen (adr) hat eine arbeits-
gruppe zum europäischen grünen deal eingerichtet. sie soll sicher-
stellen, dass die Kommunen und regionen in der eu unmittelbar
an der festlegung, umsetzung und bewertung der initiativen im
rahmen der eu-strategie für nachhaltiges Wachstum, um bis 2050
Klimaneutralität zu erreichen, beteiligt werden. der arbeitsgruppe
„green deal going local“ gehören 13 mitglieder aus allen sechs
fachkommissionen und allen sechs fraktionen im adr an. Von
deutscher seite vertreten ist der landtagsabgeordnete aus schles-
wig-Holstein und Ko-Vorsitzende der grünen fraktion im adr,
bernd Voß. die arbeitsgruppe wird regelmäßig zusammentreten
und der Plenarversammlung des europäischen ausschusses der re-
gionen berichten.

Verlängerung der Europäischen Woche
der Regionen und Städte
die europäische Woche der regionen und städte wird sich erstmals
über drei Wochen erstrecken. Wie europäische Kommission und
europäischer ausschuss der regionen mitteilen, sei die durchfüh-
rung von 500 sitzungen unter Corona-regeln innerhalb von einer
Woche nahezu unmöglich. unter dem motto „neustart. europa.
gemeinsam“ wird sich die erste Woche vom 5. bis 9. oktober 2020

dem thema „befähigung der bürger“ widmen. die Woche vom 
12. bis 16. oktober 2020 steht im Zeichen von „Zusammenhalt und
Zusammenarbeit“ und die Woche vom 19. bis 22. oktober 2020
wird sich mit dem thema „grünes europa, in Zusammenarbeit mit
der grünen Woche“ befassen. informationen zur europäischen Wo-
che der regionen und städte gibt es unter https://europa.eu/regi-
ons-and-cities/ .

Gute Qualität der 
europäischen Badegewässer 
in den deutschen Küstengewässern an der nord-
und ostseeküste sowie den badeorten an flüssen
und seen kann bedenkenlos geschwommen wer-
den. laut aktuellem bericht der europäischen
Kommission und der europäischen umweltagen-
tur erfüllten im Jahr 2019 fast alle der knapp 2.300
untersuchten badegewässer in deutschland die
mindestanforderungen der eu. 92,5 Prozent erhiel-
ten sogar das Prädikat „ausgezeichnet“. lediglich
acht badestellen wurden als „mangelhaft“ einge-
stuft. auch die badegewässer in anderen europäi-
schen ländern versprechen ungetrübten bade-
spaß. laut bericht erfüllten 2019 rund 95 Prozent der badestellen
die mindestqualitätsanforderungen. spitzenreiter bei den saube-
ren gewässern waren wieder Zypern, malta, Österreich und grie-
chenland. 

Europäischer Preis für 
barrierefreie Städte
mit dem europäischen Preis für barrierefreie städte „access City
award“ zeichnet die europäische Kommission jährlich städte aus, die
barrierefreiheit in gebäuden und öffentlichen räumen, im Verkehr
und damit verbundener infrastruktur, in der Kommunikation und den
informationstechnologien sowie in öffentlichen einrichtungen und
bei serviceleistungen umgesetzt haben. neben der gewinnerstadt
und zwei weiteren städten wird in diesem Jahr ein sonderpreis ver-
liehen, mit dem die Zugänglichkeit öffentlicher dienstleistungen in
Zeiten der Corona-Pandemie gewürdigt wird. teilnehmen können
städte mit mehr als 50.000 einwohnerinnen und einwohnern aus
der eu. bewerbungen sind bis 9. september 2020 möglich. infos gibt
es unter https://ec.europa.eu/social/main.jsp?catid=1141&langid=de .

Fotowettbewerb „Rediscover Nature“
die europäische umweltagentur ruft menschen auf, die eigene Ver-
bundenheit mit der natur in fotos festzuhalten. eingereicht werden
können fotos zu den themen „nahaufnahmen der natur“, „die na-
tur vor meiner Haustür“ sowie „nachhaltige mobilität“. teilnehmen
können bürgerinnen und bürger der eu-mitgliedstaaten, islands,
liechtensteins, norwegens, der schweiz, der türkei, nordmakedo-
niens, albaniens, des Kosovo, montenegros, serbiens, bosnien und
Herzegowinas und des Vereinigten Königreichs. die gewinnerinnen
und gewinner der drei Kategorien erhalten jeweils 1.000 euro. 
außerdem wird ein Publikumspreis in Höhe von 500 euro verliehen.
einsendeschluss ist der 30. september 2020. infos gibt es unter
www.eea.europa.eu/about-us/competitions/rediscover-nature . ◼

E U R O PA-
N E W S

zusammengestellt von 
Barbara Baltsch, 

Europa-Journalistin, 
E-Mail: barbara.baltsch

@kommunen.nrw
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Unterschriftenquorum für Wahlvor-
schläge für das Bürgermeisteramt 
Der Verfassungsgerichtshof für das Land Nordrhein-Westfalen hat
entschieden, dass der Gesetzgeber auf die pandemiebedingten Er-
schwernisse bei der Sammlung der sogenannten Unterstützungsun-
terschriften auch in Bezug auf das Bürgermeisteramt durch die
Absenkung der Quoren und die Verlängerung der Frist zur Einrei-
chung der Wahlvorschläge in verfassungsrechtlich nicht zu beanstan-
dender Weise reagiert hat. Damit hat der VerfGH NRW eine weitere
Verfassungsbeschwerde zurückgewiesen und einen weiteren Antrag
auf Erlass einer einstweiligen Anordnung abgelehnt, die die Durch-

führung der Kommunalwahlen 2020 betrafen. 

VerfGH NRW, Beschlüsse vom 22.07.2020
- Az.: VerfGH 102/20.VB-2 und VerfGH 103/20 -

Die Wahlvorschläge für das Bürgermeisteramt
müssen gemäß §  46b i. V.  m. §  15 Abs.  1 Satz  1
KWahlG NRW bis zum 59. Tag vor der Wahl, 18
Uhr, beim Wahlleiter eingereicht werden. Für
Wahlvorschläge von Parteien oder Wählergrup-
pen, die in der laufenden Wahlperiode nicht un-
unterbrochen in der zu wählenden Vertretung,
in der Vertretung des zuständigen Kreises, im
Landtag oder aufgrund eines Wahlvorschlages
aus dem Land im Bundestag vertreten sind,
müssen sog. Unterstützungsunterschriften ge-
sammelt werden. 
Die Vorschläge müssen nach § 46d Abs. 1 Satz 3

i. V. m. § 15 Abs. 2 Satz 3 KWahlG NRW von mindestens fünfmal,
für die Wahl in Gemeinden mit bis zu 10.000 Einwohnerinnen
und Einwohnern von mindestens dreimal so viel Wahlberechtig-
ten, wie die Vertretung Mitglieder hat, persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnet sein. 
Mit Erlass vom 20. Mai 2020 teilte das Ministerium des Innern
des Landes Nordrhein-Westfalen (IM NRW) mit, dass die Kom-
munalwahlen wie geplant am 13.  September 2020 stattfinden
sollen. Am 3.  Juni 2020 trat das Gesetz zur Durchführung der
Kommunalwahlen 2020 in Kraft, mit dem der Landesgesetzgeber
auf mögliche Auswirkungen der Corona-Pandemie auf die an-
stehenden Kommunalwahlen reagierte. Nach § 6 des neuen Ge-
setzes können Wahlvorschläge nicht nur bis zum 59. Tag, sondern
bis zum 48. Tag vor der Wahl (hier: 27.  Juli 2020), 18 Uhr, beim
Wahlleiter eingereicht werden. Ferner wurde die Anzahl der not-
wendigen Unterstützungsunterschriften u. a. für Wahlvorschlä-
ge für das Bürgermeisteramt gesenkt (vgl. § 13 des Gesetzes zur
Durchführung der Kommunalwahlen 2020). Für die diesjährigen
Kommunalwahlen müssen diese Wahlvorschläge danach von
dreimal, für die Wahl in Gemeinden mit bis zu 10.000 Einwohne-
rinnen und Einwohnern von mindestens zweimal so vielen Wahl-
berechtigten unterzeichnet sein, wie die Vertretung Mitglieder
hat.
Der Antragsteller im Verfahren VerfGH 103/20 ist der Ortsver-
band Recklinghausen der Ökologisch-demokratischen Partei
(ÖDP), der in der Hauptsache – über die noch nicht entschieden
ist – ein Organstreitverfahren anhängig gemacht hat und darü-
ber hinaus den Erlass einer einstweiligen Anordnung begehrte.
Bei der Beschwerdeführerin im Verfassungsbeschwerdeverfah-

ren VerfGH 102/20.VB-2 handelt es sich um die von diesem Ortsver-
band für die Oberbürgermeisterwahl nominierte Kandidatin. Der
Antragsteller und die Beschwerdeführerin trugen im Wesentlichen
vor, sie müssten für den Wahlvorschlag der Beschwerdeführerin
als Oberbürgermeisterkandidatin bis zum 27. Juli 2020 insgesamt
156 Unterschriften beibringen. Die Bürgerinnen und Bürger seien
pandemiebedingt aber äußerst reserviert und gingen auf Wahl-
stände kaum aktiv zu. Auch Hausbesuchen stünden sie nicht offen
gegenüber. Die Absenkung des Unterschriftsquorums und die Ver-
längerung der Frist zur Einreichung der Wahlvorschläge seien nicht
ausreichend, um diese Nachteile auszugleichen.
Die Zurückweisung der Verfassungsbeschwerde hat der Verfas-
sungsgerichtshof im Wesentlichen damit begründet, dass der
Gesetzgeber auf die pandemiebedingten Erschwernisse bei der
Sammlung der sogenannten Unterstützungsunterschriften
durch die Absenkung der Quoren und die Verlängerung der Frist
zur Einreichung der Wahlvorschläge in einer verfassungsrechtlich
nicht zu beanstandenden Weise reagiert habe. Insofern gelte
hinsichtlich der für Wahlvorschläge für das Bürgermeisteramt
notwendigen Unterstützungsunterschriften nichts anderes als
für die Quoren für Wahlbezirksvorschläge und Reservelisten, mit
denen sich der Verfassungsgerichtshof bereits mit Beschlüssen
vom 30.  Juni 2020 (VerfGH 63/20.VB-2) und vom 7.  Juli 2020
(VerfGH 88/20) befasst hatte (siehe auch die Pressemitteilun-
gen vom 06.07.2020 und 10.07.2020). 
Mit der Zurückweisung der Verfassungsbeschwerde hat sich der
von der Beschwerdeführerin ebenfalls gestellte Antrag auf Erlass
einer einstweiligen Anordnung erledigt. Zur Begründung der Ab-
lehnung des Antrags des Ortsverbands der ÖDP Recklinghausen
auf Erlass einer einstweiligen Anordnung hat der Verfassungsge-
richtshof vor allem ausgeführt, dass sich der in der Hauptsache
anhängige Organstreit bei summarischer Prüfung aus den glei-
chen Gründen wie die Verfassungsbeschwerde als voraussicht-
lich unbegründet erweise. Darüber hinaus gehe auch die – von
den Erfolgsaussichten der Hauptsache unabhängige – Folgenab-
wägung zu Lasten des Antragstellers aus.

Pflicht zum Tragen einer „Alltagsmaske“
Das Oberverwaltungsgericht hat in einem Eilverfahren entschieden,
dass die „Maskenpflicht“ nach der Coronaschutzverordnung - also unter
bestimmten Voraussetzungen im öffentlichen Raum eine einfache
Mund-Nase-Bedeckung tragen zu müssen - voraussichtlich weiterhin
rechtmäßig ist.

OVG NRW, Beschluss vom 28.07.2020
- Az.: 13 B 675/20.NE -

Der Antragsteller hatte sich gegen die Verpflichtung gewendet,
in bestimmten sozialen Situationen, etwa beim Einkaufen oder
bei der Benutzung des Personennahverkehrs, eine textile Mund-
Nase-Bedeckung zu tragen. Er beanstandet insbesondere, dass
die Alltagsmasken ungeeignet seien, Ansteckungsgefahren zu
minimieren, da sie die Viren hustender Menschen nicht aufhal-
ten könnten. Auch sei zu befürchten, dass die Maske dazu führe,
dass Abstände nicht mehr eingehalten würden. Überdies ent-
stünden Gesundheitsgefahren dadurch, dass die auf dem Markt
angebotenen Masken mit Chemikalien belastet seien.

GERICHT
IN KÜRZE

zusammengestellt 
von Referentin 

Dr. Cornelia Jäger, 
StGB NRW

E-Mail: cornelia.jaeger
@kommunen.nrw 
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Themenschwerpunkt Oktober 2020: 
Städtepartnerschaften

Die Zeitschrift erscheint monatlich mit Doppelnummern im Februar und
Juli. Das Abonnement (Einzelpreis 78 € komplett, elektronisch 49 €, Min-
destlaufzeit 1 Jahr) ist unbefristet und kann jederzeit begonnen werden.
Bestellungen nur beim Städte- und Gemeindebund NRW, Kaiserswerther
Str. 199-201, 40474 Düsseldorf, Internet: www.kommunen.nrw . 
Jedoch kann das Abonnement innerhalb der ersten zwölf Monate mit
einer Frist von einem Monat schriftlich gekündigt werden. Ansonsten
verlängert es sich bis zum Ende des laufenden Kalenderjahres. Wird es
dann nicht bis zum 30.11. - wirksam zum 31.12. - gekündigt, verlängert
es sich um ein weiteres Kalenderjahr und bleibt dann jeweils mit einer
Frist von einem Monat zum Jahresende kündbar. Die Abonnementgebühr
wird - bei Abo-Beginn im laufenden Kalenderjahr - anteilig für die dann
noch bezogenen Hefte sowie jeweils im 1. Quartal für das gesamte Ka-
lenderjahr in Rechnung gestellt. Wird das Abonnement während des Ka-
lenderjahres zum Ende der Mindestlaufzeit gekündigt und ist bereits die
volle Jahres-Abonnementgebühr bezahlt, wird diese für die nicht mehr
bezogenen Hefte anteilig zurückerstattet. Kein Buchhandelsrabatt. Die
mit dem Namen des Verfassers/der Verfasserin veröffentlichten Beiträge
geben dessen/deren persönliche Meinung wieder. Nachdruck oder
elektronische Wiedergabe nur mit Genehmigung der Schriftleitung. 
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STÄDTE- UND GEMEINDERAT

Das OVG NRW hat den Antrag auf Erlass einer einstweiligen
Anordnung abgelehnt. Wie bereits in früheren Entscheidun-
gen hat der 13. Senat ausgeführt, es sei voraussichtlich nicht
zu beanstanden, dass der Verordnungsgeber einer aktuellen
Empfehlung des Robert Koch-Instituts gefolgt sei. Danach
sei nach dem derzeitigen Erkenntnisstand davon auszuge-
hen, dass auch privat hergestellte textile Mund-Nase-Bede-
ckungen eine Filterwirkung auf Tröpfchen und Aerosole ent-
falten könnten, die zu einer Reduzierung der Ausscheidung
von Atemwegsviren über die Ausatemluft führen könne.
Hierdurch erscheine es möglich, dass ihr Tragen einen Bei-
trag zur Verlangsamung der Ausbreitung des von Mensch zu
Mensch übertragbaren Coronavirus leiste. Dass es unter der
Vielzahl wissenschaftlicher Meinungen auch andere Stim-
men gebe, die eine Wirksamkeit der einfachen Mund-Nase-
Bedeckung gänzlich verneinen, stehe dem nicht entgegen.
Der Verordnungsgeber verletze seinen Einschätzungsspiel-
raum grundsätzlich nicht dadurch, dass er bei mehreren ver-
tretbaren Auffassungen einer den Vorzug gebe, solange er
dabei nicht feststehende, hiermit nicht vereinbare Tatsa-
chen ignoriere. 
Ferner gehe der Senat unter Berücksichtigung der aktuellen
Erkenntnislage davon aus, dass die Mund-Nase-Bedeckung
keine allgemeinen Gesundheitsgefahren für den Träger her-
vorrufe. Insbesondere sei nicht davon auszugehen, dass sich
solche aus der möglichen Schadstoffbelastung der für die Her-
stellung der Masken verwendeten Textilien ergäben, da inso-
weit dieselben rechtlichen Vorgaben gelten würden wie bei
anderen Kleidungsstücken, und es den Benutzern im Übrigen
freistehe, unter den vorhandenen (schadstofffreien) Masken
zu wählen. Angesichts der anhaltenden Berichterstattung in
den Medien zum Schutzzweck der Mund-Nase-Bedeckung sei
auch nicht davon auszugehen, dass diese eine „trügerische Si-
cherheit“ beim Träger hervorriefen, vielmehr dürfte allgemein
bekannt sein, dass weitere Schutzvorkehrungen, wie etwa die
Einhaltung des Sicherheitsabstands, durch das Tragen der
Maske nicht obsolet würden. Schließlich erschienen die damit
verbundenen Einschränkungen angesichts des Schutzzwecks

hinnehmbar. Die Trageverpflichtung sei
räumlich und zeitlich begrenzt. Geeig-
nete Bedeckungen seien üblicherweise

in jedem Haushalt vorhanden oder könn-
ten selbst hergestellt bzw. im örtlichen

Handel kostengünstig erworben
werden. Zudem gebe es Ausnah-
mebestimmungen, z. B. für Perso-
nen, die aus medizinischen Grün-

den keine „Alltagsmaske“ tragen
könnten. ◼
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Datenschutz und Datensicherheit
Sensibilisieren, organisieren, weiterbilden

Kommunal Agentur NRW GmbH

Cecilienallee 59
40474 Düsseldorf
Telefon  0211 / 430 77 - 0
info@KommunalAgentur.NRW
www.KommunalAgentur.NRW

Machen Sie Ihre Beschäftigten fit im Datenschutz 
und der IT-Sicherheit mit Ko-Learning DATA  
und Ko-Learning BITS (hier die beiden Logos oder  
Ko-Learning Logo) und führen Sie mit uns ein  
passgenaues Datenschutzmanagement in Ihrer  
Kommune ein.
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